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Die deutschen Fürsten wurden in ilirem Kampfe gegen 
Heinrich IV. nicht aiisscbliesslicli durch politische Erwägungen 
zum AnRchlus&c an Gregor VII. veranlasst, aber soweit 
solche massgebend waren, war es eine kluge Politik, sich 
unter die Fahne der kirchlichen Idee zu stellen, der eigenen, 
vorwiegend materiellen Macht die geistige des Papsttums 
zu verbünden. Denn wälirend diesem in einer Zeit tief- 
gehender religiöser Erregung die ganze Gewalt des kirch- 
lichen Gedankens gegen das Königtum zur Verfügung stand, 
hatte das reyolutionäre Fürstentum eine annähernd bedeut- 
same Idee, eine auf eigenem Boden erwachsene Theorie 
nicht ins Feld zu ftthren. Ohne das Papsttum war es auf 
seine äusseren Machtmittel angewiesen, hatte es auf die 
Dauer, wenig Aussicht auf die Ueberwindung eines König; 
tums, dem aus dem Herzen des Volkes ein unversieglioher 
Strom idealer Kraft zufloss. Gegenüber der Macht der 
Eönigsidee mussto sich das Fürstentum nach einer gleich- 
wertigen und womöglich gleichartigen Waffe umsehen; es 
fand sie im Anschlüsse an das Papsttum und in der Auf- 
nahme seiner Ideen ins eigne politische Programm. 

Dieses Verhältnis erklärt eine eigentümliche Erscheinung 
in dem litterarischen Kampfe jener Zeit. Die uns bekannten 
Streitschriften der gregorianiscli-fürstlichen Partei operieren 
fast nur mit kirchlich-religiösen Beweisführungen. Gewiss 
mussten einer Litteratur, die so gut wie allein in den Händen 
yon Klerikern und Mönchen lag, kirchliche Gesichtspunkte 
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an sich schon am nächsten liegen. Abcrauch die Ratgeber 
der welClichen Grossen waren häufig Geistliche, geistliche 
Fürsten waren die ersten Staatsmänner: an Kräften für 
den geistigen Kampf in der Publizistik fehlte es der Fürsten- 
partei nicht. Wenn trotzdem rein politisclie Ideen fast 
gänzlich zurücktreten, so ist dies nur daraus zu erklären, 
dass den Fürsten solche nicht zur Verfügung standen oder 
doch bis dahin zu wenig logisch verarbeitet und für eine 
wirksame litterarische Verwendung vorbereitet waren. So 
überliess denn das Fürstentum die litterarische Bekämpfung 
Heinrichs und seines Anhanges ganz dem Gefolge Gregors, 
und es konnte sich damit ruhig zufrieden geben, solange 
seioe Wego mit denen dos Papstes zusammengingen und 
die Apologie des Papstes zugleich als Bechtfertigung der 
FQrston gelten konnte. 

Aber wie, wenn einmal die ^ege der Verbündeten sich 
trenntien, wenn etwa die Forsten zu Massnahmen schritten, 
denen der Papst abiebnend gegenüberstand, oder dieser sich 
mit seiner Politik in Widersprach zu ihren Interessen setaste? 
Das war in der Ihat die Lage der Jahre 1077—1080, als 
Qregor eine Versöhnung mit Heinrich ernstlich In Erwägung . 
zog, sehr gegen die Wünsche der FUrstenpartei, wie es 
unter anderem die energischen Ermahnungen der Sachsen 
an den wankelmOtjgen Verbündeten deutlich erweisen. Seit 
der Wahl Rudolfs zu Forchheim erkennen wir unzweideutig 
das Auseinandergehen der Interessen. Nur die klage Zurück- 
haltung Gregors hat der Gefahr voi^ebeugt, die hier in dem 
selbständigen Vorgehen der Fürsten dem Bündnisse drohte. 
Denn die unwahre Erklärung der Wähler, nur in Ausführung 
des päpstlichen Richterspruches vom Vorjahre zu handeln, 
konnte schon damals kaum darüber hinwegtäuschen, dass 
man sich thatsächlicb von der Autorität des Papstes emanzi- 
pierte. Aber wie, so fragen wir, soll das Fürstentum in der 
litterarischen Fehde länger seinen Mann stehen, wenn es zu 
Handlungen schreitet, die von dem Wege des Papsttums 
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abführen und es damit seiner einzigen Waffe in dem gelgtigen 
Kampfe, der kirchlichen Idee, berauben? Es hatte nur eine 
Wahl: es niusste sich eine eigene Waffe schmieden, die es 
auf sich selbst stellte; es musste Gedanken, Theorien suchen, 
die ihm ein eigenes Eecht garantierten, so zu handeln, wie 
es gehandelt hatte. 

Wir kennen nur eine Schrift aus der Kampfzeit, die 
uns diese Lage des deutschen Ftlrstentums widerspiegelt und, 
wie die folgende Untersuchung zeigen soll, aus ihr in den 
einschlägigen Teilen hervorgegangen ist. Es ist der Hb er 
ad Gebehardnm des Manegold von Lautenbacb, das 
einzige Werk aus der Masse der erhaltenen Streitscbriften- 
Utteratar. das die Ffirsteareroliition ancb mit Erwägungen 
staatsrecbtlieher Art zu rechtfertigen sacht. Diese Schrift^ 
als ganze ▼ieileicht unerquicklicher und langweiliger als alle 
anderen, erregt in den E^apiteln, die sich mit der Absetzung 
Heinrichs beschäftigen, hohes Interesse durch ihre radikale 
politische Theorie. Dem Rechtsdogmatiker wird sie wenig 
bieten; die Gedanken sind oft unklar, das Ganze ist toH 
von Widersprüchen. Aber gerade dadurch wird sie dem 
Historiker wertyoU alsein Versuch, auf einer germanischem 
Denken teilweise ungewohnten Grundlage eine Staatslehre 
aui^ubauen, unsicher und tastend, hier und dort einen Ge* 
danken aufgreifend, ohne die Fähigkeit, das Heterogene zu 
einem einheitlichen System zu verschmelzen, — ein Versuch, 
der uns gerade in seiner Systenilosigkeit einen Blick thun 
Iftsst in Art und Herkunft der Gedankenelemente, mit denen 
er arbeitet. Wenn wir im Folgenden Manegolds Staatslehre 
auf ihre Elemente und deren Herkunft untersuchen wollen, 
so schliessen wir eine andere Aufgabe von unserer Be- 
trachtung aus: die Erörterung seiner Stellung am Anfange 
der langen "Reihe politischer Systeme, die auf dem Gedanken 
der Voikssouveränität beruhen und bis zu Rousseau und der 
französischen Revolution eine fortlaufende Kette bilden. 
Aeussere Beziehungen zwischen Manegold und seinen Nach- 
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folgern werden sich scliwerlich nachweisen lassen, die inneren 
za erörtern, ist nicht Sache des Historikers. Unsere Unter- 
suchung ist also, niebt vorwlirts-, sondern rttekwärtssehanend, 
unser Ziel nicht, die Fortsetzung oder etwaige litterarische 
WirJrang, sondern die Wurzeln seiner Theorie zu erkennen. 
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L Teil. 

Manegold und seine Staatslelnre. 

I. Kapitel. 
Die Persönlichkeit Manegolds. 

Manegold urteilt Uber sein eigenes Werk: Ortho- 
doxornm . . . patrum sentencias et aliqua exenipla pro tem- 
pore decerpsi, nec cuiuscunciue persone sentenciam sensum- 

qno contomsi, quem siiscppto npgodo aliquod emolnmentiim 
afferre iuclicavi, . . . ut oiiinia dicens pene ipse nicliil videar 
dixisse, qui noa proprias, sed aliorum sentencias diui con- 
gerendas.^ 

Je mehr ein Schrift werlc, wie es hier Manegold von dem 
seinen bekennt, nur Gedanken anderer zusammenträgt, um 
so geringeren Anteil hat daran die Individualität des Ver- 
fassers, um so weniger bedarf es zum Verständnisse des 
Weilces der Kenntnis «leiner persönlichen P]igenart und seiner 
besonderen Lebensführungen. Trotzdem dürfen wir von einein 
Blick auf die Persönlichkeit des Autors nicht ^anz absehen. 
Denn einmal ist Manegolds Unselbständigkeit gerade in den 
Teilen des Ruches, die uns beschüftijjen sollen, vorläufig 
noch nicht erwiesen; aber seihst wenn wir diese voraus- 
setzen, so ist CS keineswegs gleichgiltig, wie der Boden be- 
schaffen ist, der den Samen oder vielleicht auch dio'schon 



1. S. 312, BOß 
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ausgebildete Pflanze rrciuden Gedankens in sich aufmiumt. 
Er mM den einmal aufgenommenen irgendwie in seiner 
Weise beeinflussen und ausgestalten helfen. Doch erlaubt 

uns die Beschränkung auf bestimmte Gedankenkreise der 
Schrift, nur diejenigen Momente in der Persönlichkeit des 
Verfassers hervorzuheben, die zu jenen Gedanken in irgend 
welcher inneren Beziehung stehen. 

Die grundlegenden kritischen Fragen nach der Persön- 
lichkeit Manegolds von Lautenbach, seinen Lebensverhält- 
nissen und der Abfassungszeit seiner beiden Schriften sind 

mit erschöpfender Vollständigkeit bereits von Oiesebrccht 
erörtert worden.' Reine Auffassung ist in ihren wesentlichen 
Punkten anerkannt von Francke,- Mirbt^ und Meyer von 
Knonau.^ Hior genügt eine kurze Zusammenfassung der 
Hauptergebnisse.^ Manegold ist um das Jahr 1060, ver- 
niutlicli im Elsass, geboren. Er trat früh in das Stift der 
reguiit'i t^Mi ( h< rlirrren zu Lautenbach bei Opbweiler ein, 
wo er sich durch kirchlichen Eifer und Gi li hi «amkeit her- 
vorthat. Nacli der Zerstörung seines Klosters durch die 
Königlichen führte er längere Zeit ein uastätes Leben, bis 
er sich um das Jahr 1086 nach Bayern begab und dort 
zum Dekan des neugegi ündeten Klosters Raitenbuch erwählt 
wurde. Aber schon 1090 finden wir ihn wieder in seiner 
elbässischen Heimat, wo er dem Burchard von üebweiler 
bei der Gründung des Chorherrnstiftes Marbach nahe bei 
LautenbaQb zur Seite stand. Er trat selbst in das Stift 
ein nnd wurde dessen erster Propst. Von hier aus wirkte 



1. „Ueber Magister Manegold von Lautenbach'* u. b. w. 
2* Einleitung zw seiner Ausgabe Haui^lds. 
8. Publizistik S. 96 fr. 

4. Jahrbücher III, 8. 611 ff. 

5. Die Arbeit von Paulus, Nouvelles Stüdes sur Maneg. de 
L. (Revue cath. d'Alsace 1886) bringt im Wesentlichen die Er- 
gebnisse Giesebrechta. 
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er mit Feuereifer für die Sache der Icirchliclien Kefonn uad 
des Papstes, der ihn zum roenitentiariiis ernannte. Der 
Kaiser, dem er 1098 in die Hände fiel, liess ihn dafür län- 
gere Zeit im Gewahrsam halten. Zum let/fen Male wird 
Manegolds als Propstes von Marbach in cinei üuiie aus 
dem Jahre 1103 gedacht. Gestorben ist er wohl vor 1119. 

Manegolds Uber ad Gebehardum ist verfasst zwischen 
1083 und 1085.^ Seine Veranlassung war das Schreibon 
des Scholasticus Wenrich von Trier,- der im Auftrage und 
unter dem Namen seines Bischofs Dietrich den Papst in über- 
aus gcschicktei' und wirkungsvoller Weise angegriffen hatte. 
Der Propst Harmann von Lautenbach wollte das gefährliche 
Pamphlet, das in weiten Kreisen tiefen Eindruck hinterliess, 
nicht unwidcrlegt lassen. Er beauftragte Manegold mit der 
Abfassung einer Entgegnung, wozu sich dieser nach län- 
gerem Sträuben bereit fand.' So entstand der dem be- 
rühmten Brzbischof Ton . Salzburg, dem geistigen Haupte 
der deatschen Gregorianer, gewidmete Uber ad Gebe- 
hardum. 

Wir besitzen noch ^ne zweite Schrift Manegolds» den 
Uber contra Wolfelmum, entstanden nicht lange naeh der 
ersten, wohl Tor der Uebersiedlung nach Raitenbuch.^ Sie 
bebandelt eine phUosopbische Streitfrage und hat fQr uns 
Bedeutung nur in ihren beiden letzten Kapiteln 23 und 24, 
in denen der Verfasser noch einmal auf die Ompfe der 
Zeit zu sprechen kommt. 

1. Gies eb recht, Ueber Magister Manegold S. 303; Erancke 
S. 802; ^irbt, PubUsistik 8. 27; Meyer von Enonau UI, 
S. 6«. 

2. LibeUi de lite I, 280 ff. 

8. LibeUi de Ute I, 311, 312. 

4. Giese brecht, Ueber Magister Manegold, B. 904. Die 

Sclirlft beginnt: „cum nuper in hortin Lutenbac conveniremus". 
Manegold war aiso kurze Zeit vorher noch in oder nahe bei 
Lauten bach. 

i 
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Manegolds ganzes Leben ist Kampf, darauf deutet alle«:, 
was wir von ihm wissen. Er steht in der vordersten Reihe 
der Kämpfer. Der Kaiser wird den Propst von Marbach 
nicht ohne Grund in Gewahrsam genommen haben; er war 
eben die Seele der gregorianischen Bewegung in seiner 
Heimat.^ Manegold ist bei aller Gelehrsamkeit, von der 
sein Ruf und seine Schriften zeugen, nichts weniger als ein 
stiller Gelehrter, sondern eine Kampfnatnr, unerschrocken 
und ehrlich, aber plump und oft roh, wie der über ad 
Gebeharduni zur Genüge zeigt. Damit hSngt auch seine 
Neigung zu extremen Anschauungen zusammen, sei es 
dass er sie selbst liildet oder von anderer Seite aufnimmt; 
damit die fanati^iiie Einseitigkeit des Standpunktes, der 
wenig an strenger Sachlichkeit, alics aber an der Ueber- 
windung des geliass*ten Gegners liegt. Ob Manegold bewusst 
die Unwahrheit sagt, wird sich schwerlich entscheiden lassen. 
Sicher ist, dass er die verwerteten Berichte nicht ängstlich 
prüft, und dasssi(> liini um so willkommener sind, je besser sie 
sich zur Veruij^^huipluiig des Gegners gebrauchen lassen. 
Die zweifellos masslos tibertreibenden Beschuldigungen des 
KüüigB in Gap. 29 und 80 sind nicht mehr zu überbieten. 
Auch bewuBBte Verdrehung der bekllropften Ansiebt kommt 
vor.' Wenn er ganze Seiten zeitgenössischer Publixisten 
als seine eigenen Worte wiederholt,' so mag dem Kinde des 
11. Jahrhunderts daraus kein Vorwurf entstehen. Wir 
erwähnen hier diese Gepflogenheit, weil sie Ergebnisse der 
folgenden Untersuchung kann erklären helfen. 



1. Beruoldi ohronicon 1094 und 1098 (M. G. Script. V, 
8, 46t, 466). 

2. So cftp. 80 (8. 866, 28): „At", inquiunt, „nemo pro 
peccatis debet deponi . . Der oitierte Gegner betont offenbar 
deponi, Manegold aber argumentiert im folgenden Satse BO, als 
ob auf pro peccatis der Nachdruck läge. 

3. Siehe S. 840, Aum. 2; 851, Anm. 8; 866, Anm. 1. 
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Die Nachrichton über Manegold und seine eigenen 
Schriften zeigen uns, wie in unserer Skizze nur angedeutet 
werden konnte, ein durchaus einheitliches Charakterbild. 
Manegold ist ilborall derselbe, in That und Wort; kein 
originaler Geist, aber aus einem Gusse, durchsichtig, ohne 
Rätsel; von einer Enge des Gesichtskroi^^es, die keine 
störenden Problenv^ kennt zwischen Emptii dun«.'' und Ge- 
danke. Wohl kann er, selbst arm an T If cii, irenide Ge- 
danken sich aneignen; aber auch sie werden zum Ausdrucke 
für sein persönliches Empfinden. Wir bemerken dieses 
Zusammenstimmen von Theorie und instinktiver Empfindung 
auch auf dem Gebiete, ilas den eigentlichen Gegenstand 
unserer Untersuchung bildet. Der Vertreter einer demo- 
kratischen Staatslehre ist auch persönlich durchaus demo- 
kratisch gestimmt. Nicht als stünde die politische Tlieorie 
in notwendigem Zusammenliange mit solcher persönlichen 
Eigenart. Aber demokratische Stimmung bietet ohne 
Zweifel einen besonders empfänglichen Boden für politisch- 
demokratische Ideen. So gewinnt auch der sonst gleieh- 
gUtige Hinweis Manegolds auf seine niedrige Herkonft' fQr 
uns Interesse. Es hat nStmltch ganz den Anschein, als be- 
tone er diese mit einem gewissen Wohlgefallen, wenn er 
sich anderswo mit Vorliebe trivialer) niederen Lebensver- 
hältnissen entnommener Bilder und Vergleiche bedient.' 
Das hasslichste Bild, das er auftreiben konnte, vers&amt er 
nicht mit widerlicher Breite auszumalen.' Ein zum Teil 
vielleicht gesucht plebejischer Ton in Verbindung mit der 
oben berührten Skmpellosigkeit in der Wahl agitatorischer 
Mittel zeigt uns in Manegold das Moster eines Demagogen. 



1. genere abiectus, S. 311} 26. 

2. Eine stehende Fi^ur in Manegolds Vergleichen ist der 
Schweinehirt, S. 1316,3; 521,43; 357,33; 365,22. 

3. S. 339. 
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IT. Kapitel. 

Die Staatslehre Manegolds. 

Unsere Charakterisierung Manegolds beansprucht nicht 
die Quellen zu erschöpfen. Sie soU nur den persönlichen 
Untergrund für seine Anschauungen bestimmen, sei es, 
dass sie aus ihm erwachsen, sei es, dass sie, ein firemdes 
Gewächs, in ihn eingesenkt .sind. Bevor wir jedoch an die 
Erörterung dieser unserer Hauptfrage herantreten, gilt es, 
diese Anschauungen so, wie sie uns aus seinen eigenen 
Worten entgegentreten, zunächst ohne Rücksicht auf etwaige 
Abhängigkeitsverhältnisse, rein analytisch ssu betrachten. 
Wir haben nicht zu systematisieren, keine WidersprQcbe 
auszugleichen, jede eigene Zuthat, etwa im Vermitteln 
heterogener Gedanken, zu vermeiden. Wir laufen sonst 
Gefahr, nicbt nur eine wesentiielie Eigentümlichkeit unserer 
Literaturgattung zu verkennen, die nicht wissenscbafUicbe 
Systeme ausarbeiten, sondern agitieren will, die nicht von 
Rechtsgelehrten, sondern von Klerikern und Mönchen 
stammt; wir würden uns auch den Weg zu der nach- 
folgenden (Juellenuntersuchnng verbauen, die mir auf dem 
thatsäcbücben Bestände des Schriftwerkes fussen darf. 

Das Thema des über ad Gebebardum ist weit: Stellung- 
nahme in dem grossen Kampfe des Papsttums mit dem 
Königtum. Einen Ueberblick über die behandelten Fragen 
giebt der Verfasser selbst in dem einleitenden Kapitel:^ 
Inprimis igitur snbdolum sermoni«* eius (Winrici) fxorfiiuni 
r<^{lai'*!iii, deinde vero convicia et plas])hcmias in pcrsonara 
domiii apositolici specialiler iactatas haut inprobabilibus 
excusavi indiciis; ex in vero sedis apustolice Privilegium 
quantum cunctas ex hoc mundo potestatcs cxcellat, per sub- 
scripta sanctorum patrum testimonia commenda?!. f roiude 



1. ö. 312,l3fF. 
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subtribusnostriGregorii capitulis ^ue 6X saeris canonibus 
et ex ortodoxorum patrum dictis OGCorrerant explicavi .... 

Postea vero rcgis deposicionem, iudiciariura ordioem 
bifiiria distinguens racione, iuste et legaliter exactam racione 
probavi et auctoritate. Tum vero contra nostros conspi- 
ratores et s cismaticos arma converti . . . Siiniliter quoque 
absolucio nem sacra mentoriiai duduiii regi exibitorum 
couveniencia qua potui iuste progressam racione et auctori- 
tate firmavi. Ad extremum otiRm locaciones pontifica- 
tuum et introni zaciones episcoporum ab omni regis 
et cuiuscunque secularis principis potestate emancipavi. 

Vom Königtum wird also in zwei yerscbiedenen Za- 
sammenhftngen gehandelt, bei der Besprechung der Ab- 
setzuDg Heinricha (cap. 26—80) und der Lösung der Unter- 

thaneneide (cap. 47—49). Nehmen wir den Teil von cap. 43 
hinzu, der in besonderem Zusammenhange Gedanken jener 
beiden Abschnitte wiederholt, so sind die Stellen aufgezählt, 
die eich um Fragen etaatarechtlicher Natur drehen, und — 
so kann man wohl sagen — die Teile, die Slanegolds Schrift s 
aus der Masse der gleichzeitigen Literaturdenkmale heraus- 
heben und einer eingehenden Betrachtung wert erscheinen 
lassen. 

Wenn wir uns jedoch nicht auf die genannten Kapitel 
beschränken, sondern daneben auch andere Zusamroenh&nge 
berücksichtigen, so befolgen wir einen methodischen Grund- 
satz, der schon an sich einer Rechtfertigung nicht mehr 
bedarf, hier aber noch aus einem besonderen Grunde Be- 
achtung heischt. Wie sich zeigen wird, birgt Manegolds 
Betrachtung des Staates und Königtums Widerspruche, die 
uns die Frage aufdrängen: Was ist des Verfassers eigenes 
Werk, und wo ist er sich selbst durch Aufnahme fremder 
Gedanken untreu geworden? Die persönlichste Auffassung 
aber verraten am besten gelep^entliche Aeussenin^^en und 
Wendungen. So geben gerade die zurälligen, ausserhalb des 
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Kähmens gelehrter Beweisfübrung stehenden Bemerkungen 
den treuesten Kommentar zu den Kapiteln unseres Budies, 
die planmässig Theoriecn entwickeln wollen Wir werden 
von vornherein geneigt sein, diejenigen Gedanken für echtes 
Eigentum des Verfassers zu halten, die zu jenen gelcg-^nt- 
lichen Aeusserungen stimmen, den anderen kritischer gegen- 
hberstf'hen. Eine solche Analyse dps Inhaltes bildet die 
notwendige Vorarbeit für die quolienkritische Betrachtung. 
Demselben Grundsätze entspricht es, wenn wir zum Aus- 
gangspunkte die Frage nehmen nach der Tendenz dos Ver- 
fassers, dem Zweck, den er mit seinen umständlichen Er- 
örterungen verfolgt. Eine Reihe von Unklarheiten löst die 
richtige Fragestellung: Was will hier der Autor, was sagt 
er selbst über das Ziel seiner Beweisführung? 

Manegold fasst den Inhalt von eap. 25—80 selbst in die 

Worte zusammen:^ Postea vero regis deposidonem, iudi* 
ciarium ordinem bifaria distinguens racione, iuste et lega- 
litcr exactain . . probavi. Thema ist also „die Absetzung 
* des KOnigs'^: nachzuweisen, dass diese .,in gerechter und 
gesetzlicher Weise" erfolgt ist; es wird bewiesen, indem „die 
Ordnung des richterlichen Verfahrens in zwiefältiger Weise 
unterschieden" wird.- Was unter der „zwieföltigen Weise" 
zu verstellen ist, zeigt die ausführlichere Angabe des 
Beweiszieles am Schlüsse von cap. 28:' Qnia igitiir ex 
prescriptis literis satis, primnrn apostolici. nostri edictum 
de iuditio regis, quibus ex causis anathemate percussus sit, 
quaui regulari traniite et considerantissima deliberatione, 
iromo quam inevitabili necessitatc non solum post primam 
et secundam, sed frcquenter exhibitam tum literis tum pro- 
batis persunis adnionitioneoi sit progressum, ostendimus, 



1. 8. 812, 18 £ 

2. Nach der Uebersetsung Meyers von Enonau, a. «. 0. S. 516. 
8. ». 861, 29 ff. 
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sociindum qualiter gestiira sit, quam brevissime et 
veracissime püssumus, proferamu8, ut omues, qui haec legere 
fortasse curaverint, apoölolicis preceptis tanto vivatius 
obediant, tanto promptius consentiant, quanto in eis nil 
nisi qiiod ecclesiastice disciplinae utilitas, nil nisi 
quod offiUi eins necessitiido poscebat actum vel 
preceptuni intellegant. Die Rechtfertigung der Absetzung 
zerfällt also nach des Verfassers Plan in zwei Teile: der 
erste berichtet die Ereignisse selbst (cap. 25— 2Ö); der zweite, 
mit cap. 29 beginnend, erörtert „qualiter gestmn sit** d. h. 
nach den folgenden Worten nicht ,,wie es gesobehea ist'* — 
das sagt ja schon der erste Teü sondern etwa: „wie 
jene Handlungen begründet gewesen sind'*, denn der Leser 
soll daraus ein Urteil gewinnen Ober die Berechtigung und 
die Pflicht des Papstes su seinem Vorgehen. Ausge- 
sprochenes Ziel der ganzen BeweisfObrung von cap. 26—30 
ist also nach jener kürzeren und dieser ausführlicheren An- 
gabe des Verfassers eine Apologie des Papstes. — Wie 
hier die Absetzung des Kdnigs, so wird cap. 47—49 die 
Lösung der Unterthancncide durch den Papst gerechtfertigt. 
So formuliert die oben angeführte Inhaltsangabe des ein« 
leitenden Kapitels die Aufgabe, eben darauf weisen die 
Worte zu Beginn des Abschnittes:^ Adhuc eUam propo- 
nunt et apostoUcam absoiutionem super iuramentis suo Hein- 
rico cxhibitis evacuare contendunt. Also wieder dasselbe 
Ziel: Apologie des Papstes. 

Dem Ziele entspricht die Betrachtung der zeit- 
genössischen Ereignisse. Wo Hanegold, wie cap. 26 If., 
Geschichte erzählt, um seine Beurteilung anzuknüpfen, hat 
er ausschliesslich die Vorgänge zwischen Heinrich und dem 
Papste, im Auge. Den Mittelpunkt bildet die rümische 
Synode ?ou 107(> mit ihrer Verurteilung des Königs. Da- 



1. S. 391, 33 f. 
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neben ist nur von solchen Ereignisson die Rede, die zu dem 
Spruche der Synode in enger Bezielmng stehen wie die vor- 
ausgehenden Eimahnungen und Briefe Gregors an Heinrich 
und die Synode zu Worms. Ganz ausserhalb des Gesichts- 
kreises liegt der KonÜikt des Kflnigs mit den deutschen 
Fürsten, wie er m der Wahl Rudolfs zu Forchheiui seinen 
Höhepunkt erreicht. 

Neben der Verurteilung lieinrichs von 1076 kommt die 
von 1080 nicht in Betracht.^ In dem Dekret von 1076 
wird Bannung und Absetzung des Königs nicht immer scharf 
von einander geschieden; so gedenkt jene Disposition am 
Schlüsse von cap. 28, wo sie von dem edictum de iuditio 
regis handelt, wohl des Bannes, aber daneben nicht aus- 
drücklich der Absetzung; cap. 29 wird das Urteil einfach 
als ein „damnare** bezeichnet, wobei wohl an seine beiden 
Momente, die Bannung and die Absetzung, zu denken ist. 
Eine solche Vermengung ist sehr begreiflich in einer Zeit, 
da der Kirchenbann mit seinen praktischen Folgen der Ab- 
setzung des EOnigs wenigstens thatsächlich gleichkommen 
musste.' Als notwendige Er^äung der Absetzung gilt die 
LOsang der Unterthanen von ihrem Eide.' Ihr gehört das In- 
teresse Manegolds in gleicliem Masse wie jener, was schon ans 
ihrer gesonderten, eingehenden Behandlung in cap. 47--49 
hervorgeht. Auch die Eidfrage wird nach des Verfassers zwei- 
maliger Angabe nnr in ihrer Bedeutung fQr die Beurteilung 



1. Ueber das Verhalten der Publinsten sa der doppelten 
Verurteilung vgl. Hirbt, Absetsung 8. 97; Fublisiatik S. 182 
bis 184. 

2. Mirbt, Absetzung S. 105, 119; Publizistik S. 226, 235. 
Die heute strittige Frage, ob das päpsthche Urteil von 1076 
Absetzung oder Suspension, bedeutete, hat die damalige Publi- 
zistik nicht aufgeworfen. 

3. Eine Einschränkung für Manegold wird sich spater er- 
geben. 
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des päpstlichen Dekretes empfunden; unmittelbarer Gegen- 
stand der ßetrachtang ist dieses, nicht seine Folge, der Eid* 
brach der Unterthanen. 

Wir sehen, der Zweck, dem unsere Ausführungen 
dienen, und die durchaus begrenzte, einseitige Anteilnahme 
au den grossen Zeitereignissen weisen in einer und derselben 
Richtung: auf eine rein kirchlich normierte Problem- 
stellung. Manegolds Vaterland ist nicht der Staat, sondern 
die Kirche. Ja, die Kirche ist der wahre Staat,' ihr Haupt 
in Rom Inhaber der höchsten Gewalt auf Erden.^ Die 
Pflicht des unlu'dingtea Gehorsams gegen den Papst wird 
nirgends auf das kirchliche und religiöse Gebiet einge- 
schränkt. Manegoki denkt hier wie die grosso Masse seiner 
Parteigenossen. „Ohne innerhalb der päpstlichen Dekrete 
eine Unterscheidung, etwa in dogmatische und disziplinarische, 
vorzunehmen, erklären sie jedes derselben für schlechthin 
bindend."* Von hier aus Hess sich aber dem Papsttum die 
letzte Verfügung auch über die weltlichen Gewalten zu- 
schreiben.^ Von der im weitesten Sinne verstandenen 
Gehorsamspflicht gegen den römischen Stuhl ist kein Christ 
ausgenommen, auch nicht der König. Heinrichs Verhalten 
gegen den Papst fällt ebenso wie das d^ scbismatisehen 
BiscbSfe unter den Gesicbtspunict des Ungehorsams and der 
Empörung.^ 

Von diesen Voraussetzungen aus wird die AbsetBung 
des Königs beurteilt Der EOnig ist als Christ dem Haupte 



1. S. 398, 23 fF.: 391, 7 ff . Beachte auch das geringschätzige 
„ex hoc muudo ' S. 312, lü; ü2ö, 12. 

2. S. 332, 42 f., 386,14. — „Christus Domini ' S. 316,1, 
857, 10. — Dem Papste gebührt uDbediiigter Qehorsam 6. 322, 9, 
326| 14. — Ungehorsam ist Empörung 8. 8^, 44 u. a. 

8. Mirbt, Fublixistik S. 564. 

4. Mirbt, Publiastik 8. 677. 

5. eap. 25. 
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der Kirche Gehorsam schuldig.^ Weil er „es verschmäht 
als ein Christ zu gehorchen'", ist er unwürdig, über Christen 
zu herrschen.- Aus der Strafgcwult des Papstes über die 
Glieder der Kirche, zu denen auch der König gehört, fulgt 
seine Befugnis, diesen des Thrones zu entsetzen.* 

Wir gehen wohl nicht lehl, wenn wir in diesem Ge- 
danken Manegolds eigenste und unmittelbarste Auffassung 
finden. Gerade dass er vorwiegend nicht in systeraatiscliem 
Zusammenhange auftritt, sondern sich ungesucht bei der 
Vergegenwärtigung der historischen Ereignisse einstellt, be- 
w^st seine Vrsprüngliclikeit Das päpstliche Urteil ergeht 
danach Ober den König „als Christen", es stellt einen kirch- 
lichen Akt dar, der nur insofern auch in das bürgerliche 
und staatliche Leben eingreift, als die ^^kirchlichen** Be- 
fugnisse des Papsttums sich nicht auf das geistliche Gebiet 
beschränken lassen. Wie dem klassischen Mittelalter die 
ganze Christenheit ein einheitlicher Organismus ist, dessen 
Lebensfunktionen sich wohl in mehr zentrale und mehr 
pcripherisciie scheiden, aber niemals auseinander reissen 
lassen, so erstreckt ihr Mittelpunkt, das* Papsttum, seinen 
beherrschenden Binflnss über alle Gebiete des Lebens, ohne 
darum seinen kirchlichen Charakter irgendwo aufzugeben.* 

üeber Heinrich „als Christen" ergeht das Gericht be- 
sonders auch insofern, als es sich auf seine rein individuelle 
Gehorsamspflicht gegen den römischen Stuhl beruft. Er 
viid wohl an seiner königlichen Ehre gestraft, aber nicht 
als König, nicht als Terantwortlicher Träger des Königs- 

1. S. 350, 41 j 357, 2, 10. 

•2. S. 3D8, 28. 

3. Vergl. Beriiold , apologetirae rationes (M. G. Lib. de lite II, 
S. 07. H4.f.j: Quid autcm niirum, quod saiicta aecclesia soculares 
principes, utpote membra sua, iudicare potest? 

4. Ueber die weite Fassung der päpstlichen Oewalt vergl. 
auch Mirbt, Absetzung S. 126. 
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amtes. Mit anderen Worten: das Urteil der Synode ent- 
springt nicht der Stellung des römiscbea Stuhles zum König- 
tum, zur königlichen Gewalt als solcher, sondern zu dem 
König als Individuum. Dies individuelle Verhältois zwischen 
Gregor und ileinrieh zeigt sich in einem vorwiegend seel- 
soro:prlichen Verkelir. Gregor ermahnt Heinrich „zur Busse 
für seine Misscthatcn ', um ihn zu ..bessern''. Wie die Er- 
mahnungen, so beruht zuletzt ; die Strafe auf der Ge- 
walt des Papstes Uber „alle ( iiii.^ten-' ohne L'nterschied.^ 
Eine solche CMeieliordnung des Königs mit ,, allen Christen", 
solch naivem Absehen \on seiner öffentlichen Stellung mag 
uns ungewohnt anmuten, der Zeit Manegolds ist es ganz 
geläufig. Ihm ist der König ein beliebiger einzelner Mensch 
"Wie andere;* soUto die Kirche für ihn eine besondere Dis- 
ziplin haben? So wenig als einen besonderen SIttenkodez. 

Dahin fflbrto mit Notwendigiieit die Unfähigkeit zu 
einer anderen als Idrchltclien Betrachtung der Dinge: zur 
Nivcllierung aller Uoiersehiedo zu Gunsten der Gleichheit 
aller vor der Hierarchie. Und diese Gleichheit erstreckt 
sieh mit allen ihren praktischen Folgen auch auf den König, 
der wie jeder andere Christ in allen Lebensbeziehungen dem 
Haupte der Kirche untersteht. Aber selbst dem konse- 
quentesten Vertreter der mittelalterlich-kirchlichen Idee mit 
ihrer kühnen Verachtung der Wirklichkeit konnte die grosse 
Bealität des Staates und der Staatsgewalt nicht verborgen 
bleiben. Ganz Hess sich die Erkenntnis nicht unterdrücken, 
dass der K($nig nicht nur tbatsächlicb» sondern auch be- 
stimmungsgemäss Träger von Hechten war, die ihn aus der 
Masse „aller Christen*' irgendwie heraushoben und unter 
eine Beurteilung stellten, die vielmehr der des Papsttums 
analog war. Wie dieses, so vertrat ja auch der König eine 

1. S. 357, 10 

2. S. ab8, 23; b98, 25. 
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„potestas", eine öffentliche Gewalt. So liess sich das päpst- 
liche Absetzongsurteil mit dem blossen Hinweise auf die 
allgemeine Disziplinargewalt des Papstes doch nicht ohne 
weiteres abthim. Dafür sorgten sclion die Gegner mit ihrer 
Betonung des göttlichen Ursprungs der Könfgsgewalt. Das 
war ihnen ja der Frevel Gregors, dass er ,.dic (Jesalbten 
Gottes schlecht wog wie Meier vertauschte' / den wie einen 
ganz gewöhnlichen Menschen behandelte, dessen Namen ,,am 
Anfang der Welt selbst erdacht worden".- Der König war 
eben kein „beUebiger", er war Inhaber einer „potestas" so 
gut wie der Papst. 

So nötigt unsern Mönch schon die empirische Wirklich- 
keit, noch eindrucksvoller aber der gegnerische Standpunkt, 
die königliche Gewalt als solche neben der päpstliclieii ins 
Auge zu fassen. Aber es ist ein rein äusserliches, messend 
vergleichendes Nebeneinanderstellen. Vergeblich suchen wir 
eine Bestimmung ihres gegenseitigen Verhältnisses aus der 
Eigenart ihrer Aufgaben und dem besonderen Inhalte ihrer 
BefagDisse heraus. Es bleibt bei der nairen, oberfläcblichea 
Fragestellung: Welebe toq beiden Gewalten ist die höhere? 
Fiel die Antwort zu Quasten des I'apsttums aus, was nicht 
zweifelhaft sein konnte, so galt seine Ueberordnung Uber 
das Königtum und damit zugleich die Strafgewalt des Papstes 
über den Onig als erwiesen. So folgert Matiegold in 
siegesgewisser Selbstverständlichkeit: Die römische Kirche 
„überragt durch ihre einzigartige und unvergleichliche Würde 
so sehr alle Herrschaften und Gewalten von dies^ Welt, 
dass niemand sich unterfangen darf, über ihr Gericht zu 
rechten oder ihren Spruch abzulehnen, niemand das Recht 
hat, eine üebertretung ihrer Vorschriften zu versuchen oder 
zu begehen".' Bs giebt also schlechterdings keinen Wider- 

1. Wen rieh, S. 289, 34 f. 

2. W^enrich, S. 28U, 33. 

3. S. 325, 11 ff. 
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Spruch gegen die Eiiebe und ihr Haupt, auch nicht Ton 
Seiten weltlicher Gewalten. Verlttgt doch schon Gregor L, 
„dass die Onige ihre Würde verlieren . . wenn sie sich 
anmassen soUteo, die Befehle des apostolischen Stuhles zu 
verachten".^ Das Königtum steht wegen seines weltlichen 
Charakters tief unter jedem geistlichen Amte,* wie sehr erst 
unter dem des obersten Priesters in BomI Bfanegold ist 
hier von augustinischen Gedanken beeinflusst,* wenn auch 
ihre von Hildebrand erneuerte schroiEste Formulierung, die 
alle Fttrstengewalt vom Teufel ableitet, bei ibm nicht zu 
Tage tritt Auch das wiederholte ^ex. hoc mundo** scheint 
weniger den kontttren als den kontradiktoxischen Gegensatz 
zum göttlichen Ursprünge des kirchlichen Amtes anzudeuten. 

Fassen wir kurz zusammen, was wir bis jetzt als Mane- 
golds Anschauung \om Königtum erkannt haben: Das 
Recht des Pajistes zur Entthronung des Königs ergiebt sich 
ihm aus einer zwiefachen Betrachtungsweise. Am nitchsten 
liegt ihm die Herleitung aus der Strafgewalt des 
römischen Stuhles Uber alle Christen, — eine Be- 
trachtungsweise, die zu einem Urteil Uber das Königtum 
als solches keinen Anläse giebt Die Wirklichkeit des Lebens, 
noch mehr wohl der Widerspruch der Gegner lässt ihn da- 
neben auch die königliche „potestas** in Betracht ziehen, 
doch nur, um ihre Minderwertigkeit im Vergleich mit 
der päpstlichen Gewalt zu betonen. Eine Bestimmung 
ihres Wesens und Inhaltes ist damit noch nicht gegeben. — 
Wie das weitere Eingehen auf die Argumente der Wider- 
sacher ihn dann zu einer, wenn auch unvollständigen, 
Definition des Königtums Itthrt^ soll die weitere Unter- 
suchung verfolgen. 



1. 8. 389, 24 ff. 

2. S. 8W,8ff.; 403, 9 ff. 

3. Ifirbt, Pablwistik 8. 546. 
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Wenn Manetrolds Gegner W'enricli, wie wir sahen, die 
durch seinen göttlichen Ursprung gewährlei5?tete Unvorletzlich- 
keit des Königtums ins Feld füiirte. so war hiegegen wenig 
erreicht mit jener rein äusserlichen Horvorhebung seiner 
Minderwertigkeit gegenüber dem Papsttum. War die Person 
des Herrschers nacli Gottes Wort und Willen einmal un- 
verletzlich, so war sie es auch für den Papst, selbst wenn 
man dessen Ueberlegenheit anerkannte. Die ünantastbarkeit 
der Person des Könipfs. ilurch Schrift und Tradition be- 
zeugt, war das feste Bollwerk der Heinricianer: Bihclworte 
wie I. Petr. II, 13, 17, 18^ enthielten ein vernichtendes Ur- 
teil über die Handlungsweise des Papstes. Gegen dieses 
Bollwerk der Königlichen galt es anzugehen, es galt bei 
grundsätzlicher Anerkennung jener Autorit&ten das Dogma 
Yon der Unyerletelicbkeit der Person des CQnigs zu ver- 
nichten. 

Einen Weg, der Wenrich gegenüber zu einem gewissen 
Ziele hätte führen kOnnen, hat Manegold nicht betreten. 
Wenrich hatte hei seinem Angriff auf den Bannsproch 
Gregors das grundsätzliche Recht des Papstes zur Bannung 
auch des Königs nicht in Abrede gestellt.^ Gerade seine 
Bemühung, die Ungesetzmässigkeit des Verfahrens nachzu- 
weisen, zeigt deutlich, dass er die prinzipielle Befugnis des 
Papstes anerkannte.' Nun* musste aber die Bannung des 
Königs seiner Absetzung faktisch gleichkommen. Die Kirche 
gestattete ja mit Gebannten keinen Verkehr. Die BerQhrung 
musste den Bann wie einen AnsteckungsstofT übertragen. 
So standen die Unterthanen eines exkommunizierten Königs 
vor der Wahl, entweder freiwillig den Bann selbst auf sich 
zu nehmen oder den Verkehr mit dem Könige abzubrechen, 



1. Wenrich, S. 290, 11 ff. 

2. cap. 5 (S. 291 f.)- 

3. Wie Wenrich denken alle Puhlizisi^en im ersten Jahr- 
zehnt des Kirchenstrcites. (Mirbt, Absetzung S. 99.) 
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d. h. seine Rechte praktiscli nicht mehr aDzacrkcnnen. Von 
hier aus konnte man Wenricli Konsequenzen ziehen, an die 
er selbst nicht dnchte. Die Absetzung des Königs hätte 
sich wenigstens mittelbar rechtfertigen, seine Unantastbarkeit 
durch das unleugbare Recht der geistlichen Obrigkeit zum 
Ausschliessen aus der Kirche praktisch paralysieren lassen. 

Allcrdinirs mussto ein solches Beweisverfahren sich mit 
der Auffassung des Papstes selbst in Widerspruch setzen. 
Gregor gründete sein Recht zur Absetzuuj^ Heinrichs un- 
mittelbar auf seine „Macht zu binden und zu iösen".^ Die 
Absetzung ist ihm ein selbständiger Akt neben der Bannung. 
So hat auch Manegold, obwohl er beide Akte, wie wir 
sahen, nicht scharf auseinanderhält, jenen indirekten Be- 
weis nicht angetreten. Nur einmal deutet er ihn an, wenn 
er sagt: „Wie soll der Uber Christen herrschen, der nicht 
einmal unter denen, die Christi sind, beten darf?"^ Aus- 
geführt hat er diesen Gedanken aber nicht. Wie sein Meister 
Gregor kennt auch Manegold ein unmittelbares Ver- 
fügungsrecht des römischen Stuhles über die Kuaigskrone. 
Doch fehlt bei ihm wie bei den andern PubUzistcn seiner 
Zeit die Oregorscbe Begründung desselben auf die „Macht 
zn binden und zu lösen**.* Wie aber war es dann mit den 
Aussagen der kirchlichen Autoritilten über das göttliche 
Recht der Obrigkeit zu vereinigen? — Der LOsung dieses 
Bedenkens dient der mit cap. 29 einsetzende zweite Ab- 
schnitt der von der Absetzung handelnden Kapitelreihe. 
Ganz im Stile der Zeit nehmen historische Beispiele den 
breitesten Baum in der Beweisführung ein. „Damit es aber 
nicht scheine", so beginnt er, „als seien derartige Fälle den 
christlichen Zeiten unbekannt, so seien hier einige vorge» 
bracht'*. Es folgt dann eine lange Reihe von Berichten 



1. Die Belege bei Mtrbt, AbaetBung S. 124, 148. 

2. S. 36G, 13 ff. 

3. Mirbt, Absetzung S. 126 f.; PublixiBtik S. 237. 
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Uber Absetzungen, Bannungen und sonstige Hassregel ungen 
yon Kaisern und KOoigen: 

Der Kaiser Mauricius wurde unter nachti%liGher 
Billigung Papst Gregors 1. Yon seinem Heere abgesetzt! 

Der Kaiser Oonstautinus^ ist von Papst Felix „so- 
gar unter die Haeretiker gerechnet worden.*^ 

Der Kaiser Ludwig wurde yon den Bischöfen zur 
Kirchenbusse genötigt. 

Der König Hilderich wird mit Autorisieruog des 
Papstes Stephan abgesetzt und Pippin auf den Thron ge- 
hoben. 

Der KOnig Lotbar wurde yon Papst Nikolaus ex- 
kommuniziort. 

Ebenso König Heribert durch den Bischof Germanus 
yon Paris. 

Der König Wamba yon Spanien wurde yon seinen 
Bischöfen zur Kirchenbusse gezwungen, Eryigius zu seinem 
Nachfolger erhoben. 

Kaiser Karl III. wurde yon den deutschen Fürsten 

abgesetzt. 

Der Exkönig der Bulgaren- hat seinen unwürdiL'-en 
Sohn, dem er die Herrscliaft freiwillig abgetreten hatte, 
wieder vom Throne gestossen. 

Der Stamm der fngarn hat noch in jllngstcr Zeit 
zwei seiner Könige, Petrus und Salomo, entthront. 

Alle diese Beispiele stimmen in einem Moment überein : 
sie zeigen, dass man auch in christlicher Zeit gegen Fürsten 
eingeschritten ist.^ Die einschreitenden Subjekte sind ver- 
schieden; das Heer, Päpste, Bischöfe, Fürsten, eine Privat- 
person, der Volksstamm sind gegen Kaiser und Könige vor- 



1. Muss heiaaen Gonstantius. 

2. Bogoris. 

& Die historiMhea Irrtamer Manegolds sind uns hier gleioh- 



gütig. 
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gegangei». Auch die Art des Einschreitens ist mannig- 
faltig, wenn auch Absetzung und Bannung vorwiegt. Es 
handelt sich demnach nicht um das Recht bestimmter Sub- 
jekte zur Bestrafung der Kaiser und Konige, sondern 
darauf liegt allein der Nachdruck, dass diese Fürsten, einer- 
lei von wem, abgesetzt, gebannt und bestraft werden 
konnten. Unmittelbares Beweisziel ist nicht das Recht 
des Papstes mm Emsdireiten gegen deo KOnig, ebenso- 
wenig ein derartiges Recht etwa des Volkes, sondern — 
rein passiTisch — die Absetsbarkelt des Fürsten. Mit 
andern Worten: es bandelt sieb unmittelbar nicht um das 
RechtsTerbältnis des EOnigs eu irgend einer anderen Gewalt^ 
sondern um eine dem Königtum in sich eigene Bestimmt- 
heit: die Peison des Königs ist mit der kOnigliehen Ge- 
walt nicht unlöslich verbunden, sondern von ihr lOsbar. 
„Denn**, so fasst Manegold selbst das Ergebnis seines 
historischen Exkurses zusammen, „wie nach Hieronymus 
die Titel: Bischof, Priester u. Diakon nicht Benennungen 
von Verdiensten (erworbenen Rechten), sondern von Aemtdm 
bedeuten, so sind die Titel: König, G-raf und Herzog nicht 
Bezeichnungen fUr die Natur oder für Verdienste (Ihres 
Trägers), sondern für Aemtcr und Würden." ^ Klarer kann 
der Verfasser Ergebnis und Ziel der historischen Erörterung 
nicht formulieren. In welchem Sinne er die Begriffe „Amt" 
(ofttcium) und „Würde" (dignitas) auf das Königtum an- 
wendet, steht nach dem ganzen Zusammenhange ausser 
Frage. Sie ermöglichen eine scharfe Scheidung zwischen 
dem Inbegriff der mit diesen Worten bezeichneten Rechte 
und Pflichten und der Person ihres Trägers. Heinnch ist 
König nicht „natura", seinem inneren Wesen nach, 
auch nicht ..mcritis," auf Grund erworbener persönlicher 
Rechte, sondern als Träger eines grundsätzlich von ihm 



1. S. S65, 1 ff. 
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unabhängigen „Amtes*', einer fUr sich existierenden 
„Würde". 

, Die Heiiiricianer sind entwaffnet, sie fechten gegen 
Windmühlen, wenn sie dem Papste Missaehtung des gött- 
lichen Gebotes über die Obrigkeit vorwerfen. Sein Urteil 
war ja nicht gegen das königliche ;;Amt", das unantast- 
bare, gerichtet, sondern gegen den ilenschen, dem seine 
Verwaltung Ubertragen war nnd der sich des ihm gewor- 
denen Auftrages unwürdig erzeigt hatte. Das HauptboU- 
werk der Königlichen, das Dogma von der Unantastbarkeit 
der Person des Königs, ist gefallen. Die Waffe zu seiner 
Zerstörung hat der kirchliche Ämtsbegriff geliefert. Ja, 
dieselbe Waffe ermöglicht es dem Gregorianer, noch einen 
Schritt weiter vorzudringen und ausser der prinzipiellen 
Zulässigkeit der Absetzung auch noch ihre moralische Not- 
wendigkeit unter bestimmten Voraussetzungen zu erweisen. 
Gerade weil dem Königsamte so hohe Bedeutung zukommt, 
wie die Qegner immer wieder versichern» hat sich sein 
Triger einer besonders strengen Kritik zu gewärtigen. 
„Nicht jedweder verbrecherische und sch&ndliche Msnsch 
ist zur Verwaltung der königlichen Gewalt zu bestellen, 
sondern nur wer, wie durch Stellung und Ansehen, so erst 
recht durch Weisheit, Gerechtigkeit und Frömmigkeit die 
andern fibertrifft^^ 

Das Kapitel 29, zu dem wir noch die beiden ersten 
Sätze des folgenden ziehen durften, bildet sonach eine in 
sich geschlossene Gedankenreihe mit einem klar zu Tage 
liegenden einheitlichen Beweisziele. Es ist für unsere 
weitere Untersuchung von Wichtigkeit, dieses Ziel in seiner 
ganzen Schärf»> im Auge zu behalten. Nur so vermeiden 
wir einen Irrtum, der sich au die knapp zusammenfassenden 
bisherigen Darstellungen der Staatslehre Manegolds aii- 
schiiesseu könnte. Die in cap. 30 folgende Ausführung 

J. S. 365, 5 ff. 
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von der Uebertrai^'ung der königlichen Gewalt durch das 
Volk kann dazu verleiten, diesen Gedanken auch in das 
ßeweisziel von cap. 29 zurlickzuverlegen und das am 
Schlüsse dieses Kapitels genannte „officium" schon hier auf 
eine üeberlragung durch das Volk begründet sein zu 
lassen.^ Gipfelt aber diese abschliessende Formulierung in 
dem Gedanken des ., Volksamtes", so niuss dieser auch die 
vorbergehende hislüriscbe Beweisführung beherrschen. 
Wir fassen die Gründe gegen diese u. E, den Grundge- 
danken von cap. 29 verschiebende Auffassung kurz zu- 
sammen : 

1. In der ganzen Beispielreihe von cap. 29 lipfrt. wie 
wir sahen, das Gewicht nicht auf dem gegen den bürsten 
einschreitenden Subjekte, sondern nur auf der Möglichkeit, 
bezw. Thatfiächlichkeit des Einschreitens. 

2. In der abschliessenden Formulierung am Schlüsse 
des K:^pitels spielt der Verleiher des Amtes keine Holle, 
sondern nur das Merkmal seiner Lösbarkeit von der Person 
des Trägers. Nur hierin ist der König mit dem Biscliof, 
Priester und Diakon zu vei gleichen, nur hierin in derselbea 
Lage wie der neben ihm genannte Graf und Herzog. 

B. Die Gleicliordnung von „ofticium" und „dignitas" 
hat nur Sinn, wenn beide Worte denselben Gedanken aus- 
drücken. Der Bogriff der „dignitas" schliesst aber die Be- 
ziehung zu einem zweiten Subjekt, wie es der Verleiher 
des Amtes wäre, überhaupt nicht ein. 

4. Das Volk ist Subjekt der Absetzung in nur zwei 
unter elf Beispielen, und in diesen nicht als „populus"» 
wie der ehnrakteristische Terminus in cap. 30 lautet, 
sondern als ,.gens." 

5. Die unzweideutig erst mit cap. BOZ. 10 einsetzende 
Ausführung Uber die Verleihung der königiicheü Gewalt 



1. BesoDdera Hehm, 165ff. 
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durch das Volk enthält deo Ausdruck ,,officiuiir* über- 
haupt nicht. 

Der zusammenfassende Schlusssatz von cap. 29 nimmt 
also auf oin Subjekt der Einsetzung und Absetzung des 
Königs, einen Herron des königlichen Amtes, überhaupt 
keinen Bezug. Sofern aber und wo dem Verfasser ein 
solches Subjekt mehr oder weniger klar doch vorschwebt, 
ist es nicht das Volk, sondern der Papst, zu dem das 
königliche Amt in Beziehung gebracht wird. Das wird 
deutlich durch swei Beobachtungen: 

1. Der in cap. 29 festgestellte Amtsbegriif wird iu 
cap. 43 in verändertem Za^-ainmenhange wieder uulge- 
nonimen. Wenrich hatte dem Papste das biblische Obrig- 
keitsgebot entgegengehalten.* Für Manegold^ ist jedoch 
der jeweilige König nur Träger eines Amtes und nur als 
solcher berechtigt, Gehorsam zu fordern. Die Gehorsams- 
pflicht der Unterthaneu erlischt in dem Augenblicke, da er 
„von dem ihm anvertrauten Amte abgesetzt wh'd.*' Hein- 
rich aber ist abgesetzt. Es unterliegt nach dem ganzen 
Zusammenhange* keinem Zweifel, dass hier wie cap. 25 if. 
au die Absetzung durch den Papst gedacht ist; sie erst 
berechtigt die Unterthanen zum Widerstand. Sin Yer- 
fügungsreoht des Volkes über das königliche Amt ist hier 
völlig ausgeschlossen.^ 

1. cap. 4 (S. 2ö$ff.). 

2. S. 3B5, 16 ff. 

3. Vergl. besonders Ö. 385, 5 £F. 

4. Manegold mAoht sich hier Qbrigens einer groben Ver- 
drehung des gegnerischen Oedankena achaldig. Weurich richtet 
sein biblisches Citat gegen den Anspruch des Papstes, den 
König absetzen zu dürfen. Manegold aber setst die rechtmässige 
Absetsung durch den Papst voraus, um auf Grund ihrer die 
widerspenstigen Unterthanen in Schutz zu nehmen, was ihm 
dann natürlich leicht fallen muss. Von den Unteiiiiai^eu aber 
hatte Weurich überhaupt nicht gehaudelt 
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2. Ebendahin weiat auch der Ausgangspunkt der ganzen 

Beweis rdhrang von cap. 29. Der Verfasser will nach der 
am Schlüsse von cap. 28 entwickelten Disposition die 
Handlungsweise des Papstes rechtfertigen. Diese seine 
Absicht verleugnet er dann so wnnig, dass er gelegentlich 
sogar die Beihe der Exempla unterbricht, um ihre Nutzan- 
wendung zu machen auf die Beziehungen zwischen Heinrich 
und dem Papste.^ Der ganze Abschnitt von cap. 25 — 29 
dreht sich um da^j Verhältnis zwischen Papst und König. 
Auch die Detinition des Königtums am Schlüsse von cap. 29 
dient allein diesem Thema. 

So hat die Auseinandersetzung über das prinzipielle 
Recht Gregors zur Absetzung Heinrichs zu einer, wenn 

auch unvollständigen, so doch staatsrechtlich wichtigen 

Begriffsbestimmung des Königtums geführt. Wir befinden 
uns auf staatsrechtlichem 13üden. Einerseits das Urteil des 
Papstes, andererseits der Widerstand der Unterthanen wird 
verteidigt auf Grund der Definition des Königtums als ein 
von seinem jeweiligen Inhaber lösbares Amt. üeber den 
Verleiher und Herren dieses Amtes geben Manegolds Aus- 
führungen keinen unzweideutigen Aufschluss. Das Aus- 
schlaggebende ist die Scheidung zwischen Amt und Person. 



Wir lassen die neuen Gedanken von cap. 30 vor- 
läufig bei Seite, um den Spuren dieses Amtsbegriffes noch 
weiter nachzugehen. Derselbe erfährt neben seiner \"er- 
wendnng in cap. 29 und cap. 43 noch nach einer dritten 
Seite hin eine eigenartige Ausprägung. V^on den Mass- 
nahmen der römischen Fastensynode hat keine solchen 
Widerspruch gefunden wie die Lösung der Unterthanen- 
eide.~ Eä wird nicht blosse Taktik, sondern ehrliche Ent- 

1. Gib nimmt die ganxe Seite 868 ein. 
3. Yergl. auch Hirbt, Absetsung 8. 119. 
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rOstung sein, die auch Wcnrich liier zur schärfsten Ver- 
urteilung des Papstes führt.^ Die Grogoriauer hatten 
allen Grund, in ihrer Apologetik gerade diesem Thema 
die grösstc Sorgfalt zuzuwenden. Manegold widniot ilmi 
eine eingclicnde Erörterung' in rap. 47 — 49, dem zweiten 
grösseren Abschnitte staatsretlitlielien Tnhnltcf. Die Be- 
weisführung zerfällt in zwei äusserlich sehr ungleiche Teile. 
Cap. 47 bis S. 392, 't fusst auf der bereits in cap. 30 be- 
handelten Tjehre von den Volksrechten und ist mit dieser 
später zu behandeln. Der zweite Teil wird durch die 
UeberleituQg „huc accedit quod" auch im Plane des Ver- 
fassers von jenem unterschieden. vSeinen Gegenstand bildet 
eine ausführliche Erörterung über das Wesen des ünter- 
thaneneides. Derselbe kann auf zweierlei Weise geleistet 
werden, entweder „iuste et qua fieri dcbet ratione" oder 
„iniuste et qua fieri non debet rationc"'. Ucber die 
erste, sittlich berechtigte Art verbreitet sich cap. 48. Der 
richtig verstandene Unterthanencid, so führt es aus, ent- 
hält keineswegs das Versprechen, dem König unbedingt und 
uoeingeechrilnkt zu Willen zu sein, sondern nur soweit, als 
sich seine Befehle in Uebereinstinimung halten mit dem 
Zweck des Königtums. Er wird also mit einer Ein- 
schränkung geleistet; der Empfänger des Eides erfährt be- 
grifflich eine Verengerung: es ist nicht derKOnig schlecht- 
weg, sondern der KOnig als ErfttUer der durch seine Be- 
stimmung ihm gesetzten Pflichten. Nun stellt sich aber 
der König ausserhalb des Rahmens seiner Bestimmung, wenn 
er die Unterthanen zu Sttnden wie Abgötterei und Abfall 
von der christlichen Religion zwingen will Solchen Forde- 
rungen gegenüber kann ein Bid nicht verpflichten, der ja 
nur dem seiner Bestimmung treuen König gegolteji hat. 
Um gottlosen Befehlen zu widerstehen, bedarf der Unter- 
. than also einer Etdiösung Uberhaupt nicht, denn zu ihrer Be- 



1. cap G (8. 293 ff.). 
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folgung hat er sich ja nicht eidh'ch verpfliclitet. In der 
That wollte der Papst mit seiner sogenannten Eidlösung 
nicht wirklich gütige Schwllre für nichtig erklären, sondern 
nur die klare und einfaclie Tliatsache, das^- Heinrich durch 
sein Verhalten die Eide seiner Untertlianen selbst „gelüst", 
gegenstandslos gemacht hatte, noch einmal feierlich cx 
cathedra bestSligen, um auch unsicheren, zweifelnden Ge- 
wissen zur Klarheit und liuhe zu verhelfen. Die Los- 
sprechung vom Unterthanencide hat mit einem Worte keine 
konstitutive, sondern lediglich deklarative Bedeutung. 

Die enge Verwandtschaft der Betrachtungsweise mit 
dem Amtsgedanken von cap. 29 und 43 ist leicht zu 
erkennen. Dieser sollte dort die Scheidung zwischen der 
Person des Königs und den Reeliten de? Kf^nigtums er- 
möglichen, den K(3nig zerlegen in die beiden Summanden 
Mensch und Amtsträger. Dieselbe Scheidung wird hier in 
den Unterthancneid hineingelegt, der zwar nicht mit solcher 
Schärfe zwei Rechtssuhjekte in der einen Person ausein- 
ander hält, inhaltlich aber dasselbe erreicht durch die Ver- 
gegenwärtigung zweier verschiedener Regieruiigsweisen 
des einen Königs, einer bcstimmungsgemässen und einer 
bestimmungswidrigen. Wenn sich die eidliche Verpflichtung 
aber nur auf bestimmungsgemässe Regierangsakte des 
Königs bezieht, so brauchen wir dafür nur den präziseren 
Begriff „offidum** einzusetzen, um den Grundgedanken von 
cap. 29 und 43 hier wiederzufinden. — In der That kommt 
cap. 48 bis zu Wortankiängen auf die Beweisführung von 
cap. 48 hinaus, wenn es die Absetzung des E0nigs durch 
den Papst mit der Amtsenthebung des Bischofs auf gleiche 
Stufe stellt.^ Immerhin besteht ein Unterschied zwischen 
diesem cap. 48 und cap. 48 gemeinsamen Argument und 
jener Auseinandersetzung über die Natur des Unter- 
thaneneides; ein Unterschied jedoch nicht im Grundgedanken, 

1. S. 392, 40—893, 22. 
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sondern nur in der Art seiner Verwertung;. Dort folgt 
auf den Frevel des Königs dessen Ai>setzung durcli den 
Papst, mit der zugleich, aber lognsch später, auch die 
Lösung der Unterthanencide gegeben ist. Hier hat das 
bestimmung«\vidrii,a^ Verhalten des Königs die Hinfälligkeit 
der Eide zur unmittelbaren Folge olmc die Vermittlung 
des päpstlichen Absetzungsspruches. Der Widerspruch 
beider Betrachtungsweisen ist nur scbeinbar. Das päpst- 
liche Absetzungsurteil ist bei der letzteren ebenso unent- 
behrlich als bei der ersteren. Sind doch auch nach ihr die 
Unterthanen von ihrer Gehürsanispllicht gegen den König 
erst dann entbunden, „nachdem diesen die römische 
Synode . . . abgesetzt hat".* Denn wenn auch mit dem 
Missbrauchc der Regierung durch den Onig die Bide tod 
fieU»Bt gegenstaadslos wurden, so musste doclt ein Bichter 
da sein, um dies offiziell festzustellen und (durch seinen 
Absetangsspruch) das innere Erloschen der Eide äusserlich 
rechtskrältig zu machen. Das aber war Sache des Papstes 
bezw. seines Organs, der römischen Synode. Der Unter- 
schied der beiden Betrachtungsweisen lässt sich kurz dahin 
zusammenfassen: nach der ersten erfolgt die Reaktion auf 
den Freyol des Königs von oben, durch das p&pstliche Ab- 
setzungsurteil, das als seine Folge die Lösung der Unter- 
thaneneide nach sich zieht; nach der zweiten erfolgt diese 
Reaktion gleichzeitig von oben und von unten, von oben 
durch die Absetzung, von unten durch das „innere** Er- 
löschen der Eide; die Reaktion von oben wird dabei durch 
die von unten nicht Uberflüssig gemacht, sondern bildet 
deren notwendige Ergänzung. Beiden Betrachtungsweisen 
liegt derselbe Anitsl)o<,Tiff zu Grunde; dort beweist er die 
Absetzbarkeit des Königs, hier die nur beschränkte Ge- 
horsamspflicht der Unterthanen, 



1. S. 392, 24 f. 
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In den dargestellten Zusammenhang von eap. 48 bat 
sich ein Gedanke eingedrängt, der hier keine rechte Stelle 
findet. Er liegt in dea Worten: libcruoique est' populo 
illum deponere, alteram elevare, quem constat alterutre 
obligationis rationcm prius dcseruissc.^ Hier wird dem 
Volke die Befugnis zugeseliriehen, den iingcreehten König 
abzusetzen und für iiin einen anderen zu erheben; eine 
Aeusscrung, die sich weder zu den vorausgehenden noch zu 
den folgenden Sätzen fügen will. Im Vorhergehenden 
wurden die Grenzen der eidlieh L'elobten Gehorsamspflicht 
bestimmt. Sie liegen da. wo der König durch ungerechte 
Forderungen seiner Bestimmung untreu wird. In diesem 
Falle giii: adiuratus iuranienti necessitatc ai)solutus existit, 
die Gehorsamspflicht erlischt von selbst. Das sollte aus dem 
Begriffe des „gerecht" geschworenen ünterthancneidcs er- 
wiesen werden. Die Worte aber „liberumque est — deser- 
uisse" gehen über dieses Ziel einen grossen Schritt limaus. 
Denn aus der beschränkten Gclumg des Eid3s folgt an 
sich noch keineswegs das Hecht des Volkes zur Ent- 
thronung des Königs. Dies Recht wird vielmehr ausdrücklich 
der römischen Synode vorbehalten (Z. 24), erst ihr Ab- 
setzungsurteil berechtigt das Volk zum Widerstand. Erst 
j^postquam hunc Bomana sinodus .... deposuit, regia 
dignitate privavit, nulla regle potestatis reirerentia a cbristiatto 
populo fuit ezhibenda^. Der Widerspruch liegt auf der 
Hand. Und da, wie wir sahen, der Gedanke des letzten 
Satzes ein natürliches Glied in der Entwicklung unseres 
Kapitels bildet, so fSllt der andere von dem Absetzungs- 
rechte des Volkes hier notwendig aus der Reihe. Wir 
werden sp&ter erkennen, wie er in die ihm fremde Um- 
gebung geraten konnte. Er ist ein Nachklang des Gedankens, 
ja sogar zum Teil der Worte des Torhergehenden Kapitels, 
berrorgentfeu durch das gleiche Ziel, dem beide Aus- 

1. S. dd2, 17 ff. 
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fülirunpr^^n zustrehnn. — Wie also 6m Beweisziel von cap. 
48 die ReclitfortifTiing der päpstliclien Eidlösung, so ist 
seine Voraussetzung durch wog die bereits als reclit- 
inässig erwiesene Absetzung Heinrichs durch Papst und 
Synode. 

Neben den „gerechten' Eiden (cap. 48) giobt es aber 
auch solche, die nach des Königs „eigenen) Willen und Be- 
lieben geleistet worden sind" (cap. 49). Es giebt in der 
That Menschen, die so thöricht und wahnwitzig waren, 
sich mit ibreni Schwur dem König ganz zu vorschreiben 
und ibiD Beistand zu geloben selbst zu jedem Verbreehen, 
auch auf die Gefahr der eigenen Exkommunikation. Diese 
Leute befinden sich allerdings in einer schwierigen Lage. 
Der ohne jede Einschränkung geleistete Eid stellt sie jetzt 
Tor die Entscheidung, entweder meineidig oder Rebellen 
wider den römischen Stuhl zu worden. In solcher Qe- 
wissensnot aberkommtibnen der Papst selbst zu Hilfe und zeigt 
ihnen, welches von beiden Uebelo das kleinere und da- 
rum dem andern vorzuziehen ist. Das ist gegentlber den 
8eelenm(Srderischen Gefahren der Kebellion gegen die 
Kirche, des Schismas, zweifellos der Bruch des ohnedies 
„ungerecht" geschworenen Unterthanenoides. So erfüllt 
Gregor „das Amt eines guten Arztes", wenn er die zwischen 
zwei Gefahren eingeklemmten armen Leute vor dorn 
grt^s?eren Vei derben bewahrt., indem er sie anweist, die 
kleinere SUnde auf sich zu nehmen. 

Eine wirkliche Lösung der Eide enthält also nach 
Manegold der päpstliche Spruch nicht. Was man so nennt, 
ist im Gegenteil eine Anweisunir zum Eidbruch, die mir 
durch ihren puten Zweck gerechtfertigt ist. Wjtlirend die 
„gerecht" geschworeneu Eide einer Tj?)sunL^ nicht bedürfen, 
bleiben die üntertliancn. die „ungerecht" geschworen haben, 
durch die Verletzung' ihres Schwures unleugbar in Schuld 
verstrickt. Eine eigentümliche Lösun^^ der Streitfrage 
bic erklärt sich nur aus der unausgesprochenen Voraus- - 
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Setzung, dass dem Papste eine reale Lossprechung nicht su- 
steht. Der Kern' der ganzen Ausfuhrung ruht ja gerade 
darin, dass im einen Falle der Eidlösung jede reale Be- 
deutung genommen, im anderen die Notwendigkeit des 
Meineids zugestanden wird. Wir stehen vor einem Wider- 
spruch. In dci* historischen Darstellung cap. 25 ff. gilt 
die Eidlösung, wio sie auch gemeint war, ohne Zweifel als 
ein konstitutiver, reale Wirkung erzeugender Akt. Schon 
die allgemein übhche Formulierung „absolutio iuramentorum" 
lUsst sich ungezwungener Weise nicht anders Terstelieo, und 
es ist inteiTssant zu l)Coijj\clitcn, wie der Ausdruck 
unserem Manegold Schwierigkeiten bereitet: denn wieder- 
holt muss er die Lösung"' dahin interpretieren, dass sie 
eigentlich keine Lösung sei.^ Abei' er kann die gekünstelte 
Umdcutung nicht folgerecht durchführen. Im Eifer des Ge- 
fechts fällt er gelegentlich aus der Rolle und schreibt dem 
Papste ohne alles Drehen und Deuteln eine wirkliche Los- 
sprechung zu. Der Papst Johannes hat den Kaiser Ludwig 
von seinem dem Bcnovonter Herzog Adiigis geschworenen 
Eide losgesprochen, von einem Eide, bei dem die Vor- 
stellung irgend welclier Bedingtheit völlig fern liegt; er hat 
ihn losgesprochen kraft seiner päpstlichen Gewalt, ohne 
dass ihm oder dem Kaiser ein Vorwurf daraus entstünde. 
Ebenso gut und noch in höherem Masse hatte Gregor das 
Becht und die Pflidit^ die Unterthanen Hdnrichs — natür- 
lich auch realiter — yon einem Kide zu befreien, der noch 
weit schlimmere Folgen nach sich ziehen konnte als jener. 
Wir sehen: Manegold schwankt hin und her zwischen zwei 
Auffassungen vom Inhalte der päpstlichen Gewalt. Von 
zwei miteinander unvereinbaren kirchenrechtJichen Stand- 
punkten ans sucht er Gregors Bidtösung zu rechtfertigen, 
so sehr allein dies Ziel im Auge, dass ihm der Wider- 
spruch zwischen den Ausgangspunkten gar nicht zum Be- 



1. S. 39i, 10, 85. 
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wusstsein kommt. Wir können uns des Verdachtes nicht 
erwehren, dass einer der beiden heterogenen Gedanken- 
gänge nicht sein Eigentum ist. 

Wir übergehen die breite ethisch-tlieologischc Aus- 
führung der Eidfrage und bleiben bei dem staatsreebtliclien 
Inhalte unseres Abschnittes«. Wie hat sich der Verfasser 
jene zwiefaclie Art der Eide.slei.slung konkret vorgestellt? 
Offenbar hat er den allgempinpn Hiildigungseid der Unter- 
thanon im Auge. Denn der Ausdruck ,,regibus el princi- 
pibus iurat"^ kann nichts anderes bedeuten als den jedem 
Herrscher von den Unterthanen zu leistenden Eid. Die 
gelegentliche Vertauschung des Wortes „populus" mit 
,,principes'" - zeigt, dass vor allem an die vornehmsten der 
Unterthanen, die Fürsten, gedaclit ist. Wenn nun dieser 
Eid auf zweierlei Weise geschworen werden kann, so i^i 
die Vorstellung zweier verschiedener Eidesformeln natürlich 
ausgeschlossen. Die Unterscheidung kann sich nur auf den 
Sinn beziehen, den die Schwörenden in die gleiche Formol 
legen : dem einen gilt der Schwor als beschränkte, dem an- 
deren als unbeschränkte Setbstvcrpflichtung. Nicht als ob 
der Schwörende bei der Huldigung selbst sich dieser Unter- 
scheidong bewnsst sein niüsste. Denn unmöglich kann ein 
Unterthan, der dem Könige lange vor seinem Zwist mit 
dem Papste j^auf ungerechte Weise*^ geschworen hat^ sich 
damals aller von Manegold genannten ETcntualitäten bis 
mt Bannung bewnsst gewesen sein. Die Scheidung der 
beiden Arten ToIIzieht sich vielmehr erst später in der 
Kampfzeit; hier geben die einzelnen durch ihre Stellung- 
nähme dem einst geleisteten Eide diese oder jene nach- 
trUgliche Deutung. Die zwiefache Art zu schwören ist 
nichts anderes als dio von den feindlichen Parteien geübte 
zwiefache Beurteilung des dereinst abgelegten Eides. Die 

1. S. 392, 6. 

2. Vergl. S. 392, 19 mit 26. 
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erste Art entspricht der Aiischauuni:^ Manegolds, d'w zw - ite 
der seiner Gegner über das durch den Huldigungseid her- 
gestellte Verhältnis zwischen K<5nig und Untertlian. 

Den Ausfüiirungcn von cap. 48 über die Eidlüsung lieyt, 
wie wir sahen, derselbe Gedanke zu Grunde, mit dem cap. 29 
den Absetzungsspruch des Papstes, cay. 4;> den Widerstand 
der Unterthanen ge^jen die Obrigkeit verteidigt; die Beur- 
teilung des Königtums als ein von seinem Träger unab- 
hängiges, bestimmton Zwecken dienendes Amt. Wie haben 
wir nun dieses ganze Beweisvei lahi en, das in seinem staats- 
rechtlichen Grundgedanken souaeh durchaus eiulieitlich ist, 
zu beurteilen? Ist dem Verfasser — natürlich im Sinne seiner 
Zeit — der Beweis geglückt? — Nur scheinbar. Die Beweis- 
fOhrung enthält gerade am entscheidenden Punkte eine Lücke. 
Die Gegner hatten die Unantaatharkeit des E()nigs obenan 
gestellt So gehtManegoId mit blindem Eifer gegen diesen 
Grundsatz an. Das gegnerische BoUverk ist die Unverletz- 
lichkeit desKOnigs; Manegold glaubt also gesiegt zuhaben, 
wenn er durch seine Scheidung, von Person und Amt diese 
veniiehtet. Darin beruht der Trugschluss. Gelungen ist 
ihm durch Einführung des auch dem Gegner geläufigen 
Amtsgedankens wohl der Nachweis, dass eine Entfernung 
des Amtsinhabers aus dem Amte yorstellbar ist Aber 
daraus geht noch nicht hervor, dass nun gerade der Papst 
zur Vornahme dieser Sdieidung befugt ist Erst war viel- 
mehr festzustellen, wer als Herr und Verleiher des Amtes 
zu gelten hatte; nur er durfte es wieder entziehen. Liess 
sich nachweisen, dass der Papst wenigstens rechtmässiger 
Herr und Verleiher des Königsamtes war, dann war Mane- 
golds Beweis geglückt, dann konnte der Papst wieder nehmen, 
was er gegeben hatte. Aber diese Vorstellung scheint Mane- 
gold selbst noch fern zu liegen, sie ist .erst einer späteren 
Periode des Mittelalters aufgegangen. Doch selbst die 
Möglichkeit gesetzt, sie habe dem Verfasser dunkel vor- 
geschwebt, so war sie in der Beweiskette doch nur dann zu 
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brauclieii, wenn auch die Geguer sie anerivaiiiiten und sich 
von da aus weiter führen Jiessen. So vertraut aber der 
Begriff des königlichen „Amtes" auch ihnen war, so wenig 
kdiin es ihnen in den Sinn, das Amt vcm Papste abzuleiten. 
Gott bat dem König sein Amt verliehen, und wenn es 
eine Scheidung zwischen Amt und Amtstiüger giebt, so hat 
hier doch i.ui Gott das Reclit. sie zu vollziehen, dem Konig 
sein Amt zu nehmen. Für Menschen, auch für den Tapst, 
bleibt der König unantasibar.' Der grosse Trugschluss des 
Manegoidschen Beweises besteht darin, dass er dem im 
religiösen Sinne geläutigen Amtsbegriffe eine positir-recht- 
liche Beziehung unterstellt. 

Wir haben im Verfolgen einer in sich geschlossenen 
Gedankenreihe (Iber das Wesen des Königtums zwei Kapitel 
unserer Schrift nur nebenbei berücksichtigt, ihrem Haupt* 
Inhalt nnch aber vorläufig ausser Acht gelassen: cap. 30 
und 47. Beide gehören inhaltlich wie formell eng zusammen 
und entwickeln eine durchaus eigenartige, dem Bisherigen 
gegenüber neue Idee in ihren Darlegungen über dm Ver- 
hältnis des Königs zum Volke. In cap. 30 soll dieser Ge- 
danke die Absetzung HeinrichSi in cap. 47 die Eidlösung 
rechtfertigen. 

Den Üebergang von cap. 29 zu cap. 30 bildet, wie 
schon oben angedeutet wurde.^ (k r Amtstr» danke. Cap. 29 
entwickelt den formalen Char iktcr des Königsamtes, seine 
Lösbarkeit von der Person des Trägers, cap. 30 geht in 

1. Siehe dea bekanutea Brief HeinriohB an Gregor (M. G. 
Legiim Sectio IV, 1. S. III, Iff.): Sed tu humilitatem nostram 
timorem fore inteU^ueti ideoqiie et io ipsam r^am potestatein 

nobis a Deo c.oucessnm exurgere noi\ timuisti, »]uam te nobis 
auferre ausus es minari: qua.si ims a to reginmi acceperimua, 
quasi in tna et nou iu Dei mauu ait vel reguum vul Imperium. 

2. Oben S. 34. 
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Anknüpfung daran zunäclist auf Inhalt uüd Zweck des- 
selben ein. Sollte jene formale Bcstimmtbeit des Aints- 
bcgriffes die Absetzbarkeit des Königs, in unserm konkreten 
Falle das prinzipielle Eecht Gregors zur Absetzung 
Heinrichs erweisen, so ist der Blick auf Inhalt und Zweck 
des Amtes geeignet, die ethische Notwendigkeit dieses 
Schrittes ins Licht zu setzen. Das Fehlen des Ausdruckes 
..officium" hat dabei zunUclist niehUs Auffälliges; der Eingang 
von cap. 30 knüpft nach Form und Inhalt deutlich an deo 
am Sclilusse von cap. 29 definierten Begriff an. 

Dieser Begriff ermöglicht es nämlich, wie schon das 
lateinische „officium" andeutet, die Stellung des KfJnigs zu- 
oberst nicht unter dem Gesichtspunkte des Reehtes, sondern 
der Pflicht zu betrachten. Die Aufgabe des Königtums im 
Staateist: „omnium curani gerere. omnes gubernarc", näher 
ausgeführt ein „defendere a tyrannide ceterorum et im- 
probitate:" der König wird gewählt „pro eoereendis pravis, 
probis defendendis"'. In demselben Sinne heisst es cap. 47, 
der König werde dazu erhoben, „ut iusti ratione imperii se 
(populum) gubernet et regat, cuique sua distribuat, pios 
foveat, iuipios perinuit, Omnibus videlicet iusticiain impendat.'* 
Eine hohe Aufgabe stellt naturgemäss hohe Ansprüche an 
die persönliche Würdigkeit. Je grösser die zur Vcrsehuiig 
seines Amtes dem König verliehene M.icliL isi, um so mehr 
soll seine Persönlichkeit eine Garantie bieten für deren 
rechten Gebrauch. Der König soll ,,die andern an Weis- 
heit, Gerechtigkeit und Frömmigkeit überrageu," er soll 
„sich durch dne grössere FQUe von Tugenden vor den 
andern auszeichnen und die ihm übertragene Qewali mit 
der höchsten Gereebtigkeit verwalten.'*' 

1. Das Gegenbild des gerechten Königs ist der t^Tyrann**. 
Die Anklage gegen Heinrich gipfelt in dem Vorwurfe der 
..Tyrannis": S. 358»9: 8uj,42; 305,11, 13,30fr.; 392,16. Dabei 
befindet sich der Tyrannenbegriff in Uebereinstimmung mit der 
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Eine Achtiin«^: vor dem Künifftum. die gegen dessea 
gelegentlich hervorgekehrte Geringschätzung absticht! Es 
wird zum mindesten aus einer anderen Stimmung betrachtet 
als da. wo es mit dem „ex hoc mundo'' abp-r tluin wird. 
Immerhm niögen beide Beiirteilungsweisen, jene negative 
und diese positive, neben einander Platz finden; gehen doch 
beide in weit schrofferer Ausprägung schon in Augustin 
neben einander her. Eben die Einwirkung augustinischer 
Gedanken bietet für die Unklarheit Manegolds eine genügende 
Erklärung. 

Bis hierher befindet sich also die Ausführung von 
cap. 30 in üebereinstimmung mit unseren früheren Ergeb- 
nissen. Dies Verhältnis ändert sich jedoch, wenn wir seine 
Aussagen über den Ursprung der königlichen üewalt in 
Betracht ziehen. In cap. 29 und 43 wird, wie wir sahen, 
die Frage nach dem Verleiher des königlichen Amtes über- 
haupt nicht gestellt; trotzdem werden aus dem Amtsbegriff 
Folgerungen abgeleitet, die nur dann zulässig sind, wenn 
man den rechtmässigen Verleiher und Herrn des Amtes im 
Papste sieht. Eine ganz andere Antwort aber giebt cap. 30. 
Wir stellen seine diesbezüglichen Aussagen zusammen. 
Z. 10: Neque enlm populus ideo emn super se exaltat 
Die Brbebung des S^Ouigs erfolgt also dareh das Volk. 
Nun besagt zwar die Tbatsache der Volkswahl an sich 
noch nichts dass das wählende „Volk** auch reaJo Quelle 
der KOnigsgewalt sei. Es kann ebensogut als ausführendes 
Organ eines höheren, des göttlichen Willens gelten. Immer- 
hin muss mit dem Ausdrucke „exaltat*' mehr als eine 
blosse Organsteilung gemeint sein; denn der angeschlossene 
Finalsatz „ut — defendat** kennt ein ,,Binräumen** von 



augustiniaeh-inittelalterlichen VorstelluTigsweise, wie sie gezeichnet 
ist von Bernheim: „Politische Begriffe des Mittelalters im Lichte 
der Anschauungen Augostins^ (Deutsche Zeitschr. f. Geschiobts- 
wies. K. F. 1)} S. 15 ff. 
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Herrsch aftsbefugnissen durch das Volk. Auch der Inhalt 
der königlichen Gewalt hängt von dem Willen des Volkes 
ab, wenn dieses Uber die Pflichten des Gewählten zu befinden 
hat. Die Absetzung des unwürdigen Herrschers aber 
ist Z. 12^16 ausdrücklich Sache des Volkes, bezw. der 
Volksgenossen, die man darum nicht des Treubruches be- 
schuldigen darf. Wie dort ein reales Einräumen von Re- 
gierungsbefugnissen, so wird hier dem Volke das Recht zu- 
geschrieben, die Uebertragung unter gewissen Umständen 
rückgängig zu machen. Allen Zweifel über die Quelle der 
Königsgewalt schliesst zum l eberüusse das angeschlossene 
erläuternde Beispiel aus: Ut enim de rebus vilioribus 
exemplum trahamus, si quis alicui digna mercede porcos 
suos pascendos committeret ipsumque postmodo eos non 
pascere, sed furari, mactare et perdere cognosceret. nonne, 
promissa mercede etiam sibi retenta, a porcis pascendis 
cum coütumelia illum anioveret? .... tanto dignius iusta 
et probabili rationo omnis, ([ui non homines regere, sed in 
crrorem mittere conatur, omni pulen tia et dignitate, quam 
in hümines accepit, privatur, quanto conditio hominum 
a natura distat porcorum.^ Nach dem ganzen Zustunmen- 
hange. dem dies Gleichnis angehört, ist hier das Volk als 
Auftraggeber gefasst, der dem König- bestimmte Befugnisse 
aus eigenem Rechte anvertraut und nach Gutdünken wieder 
entzieht. So übten schon die alten Römer nur ihr gutes 
Recht, als sie den Tarquinius vertrieben und sogar das 
Königtum Überhaupt abschafften, um sieb künftig von Kon- 
sidn regieren zu lassen. — Dieselbe Auslassung wie cap. 30 
Tertritt cap. 47 mit den Worten: ad hoc unum aliquem 
super se populns ezaltat» ut iusti ratione inperii se gu- 
bemet . . 



1. S. 866,18 ff. 

2. S. 891,89 ff. 
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Quelle der küniglichen Grewalt ist also der Wille des 
Volkes. Das Volk erhebt einen Herrscher und Ubergiebt 
ihm die Pflichten und Rechte, die das Königtum begründen. 
Dem entspricht andererseits das Recht, diese Ver- 
leihung wieder rückgängig zu machen, den König ab- 
zusetzen. 

Man kann sich diese Uebertragung der Königsgewalt an 
und fOr sieh auf dreierlei Weise vollzogen denken: 1. Das 
Volk entäDssert sich seines ursprünglichen Selbstbe- 
stimmungsrecfates rückhaltlos zu Gunsten der EOnigsherr« 
Schaft. 2. Das Volk wahrt sich seiu volles Selbstbe- 
stimmungsrecht und fibertr&gt dem König nur die Aus- 
übung bestimmter Regierungsfunktionen. 8. Die Knt- 
äusserung ist eine teilweise oder bedingte. — Welcher 
dieser drei Möglichkeiten entspricht Manegolds Auffassung? 
Jedenfalls nicht der ersten. Manegold wendet sich mit 
allem Nachdruck gegen die Anschauung, dass die dem 
König aufgetragene Gewalt ihn völlig souverän Uber das 
Volk stelle und eine Entziehung der verliehenen Wttrde 
ausschliesse. Ihre Bekämpfung bildet ja den eigentlichen 
Inhalt von cap. 30 und besonders seines letzten Teiles.* 
i]i;:e und Profangeschichtc müssen hier dazu helfen, 
solchen „Widersinn" zu brandmarken. Der König kann 
,»der ihm eingeräumten Würde" wieder beraubt werden. 
Von einer rückhaltlosen Uebertragung der Herrscbafts- 
reclite und Seibsteutäusserung des Volkes kann ^cht die 
Bede sein. 

So behält das Volk vielleicht die Staatsgewalt unver- 
kürzt in der Hand, und der Kon ig ist nicht mehr als das 
ausführende Organ des Volkswillens, der Mandatar des 
Volkes? Einzelne Aeusserungen sind dieser Auffassung 
günstig. Zu ihr würde stimmen, dass das Volk die Auf- 
gaben des Küuigtums frei abgrenzt durch den ausge- 



1. S. 366. 23 ff. 
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aproGhenen Zweck, den es mit der Erhebung des Hemi^era 
yerbindet. Bbendabm weist auch das Gleichnis von dem 
Schweinehirten. Wie dort der Herdenbesiteer sein volles 
Bigentomsrecht über die Tierebehftlt und den Htrtennurmlt der 
Funktion des Weidens beauftragt, so behftlt, wenn wir das Gleich* 
nis so weit ausdeuten dürfen» das Volk die ihm Ton Natur 
eigene Staatsgewalt in der Hand und beauftragt den ge- 
wählten König hur mit der Verwaltung bestimmter Be- 
gierungsfunktionen. Die Eonsequenz wäre, dass es seinen 
Mandatar aus freiem Entschlüsse jederzeit entlassen 
könnte, ohne irgend jemandem Bechenscbaft darfiber zu 
schulden. 

Allein so willkommen Manegold eine solche Eonsequenz 
sein konnte, so trifft sie doch nicht seine Auffassung. Die 
Absetzung des Eönigs durch das Volk ist wohl mdglich, 
aber nur unter Bedingungen. Es giebt auch eine unge- 
redite Absetzung.^ Sie kann unter Umständen ein Be^ht 
des Königs verletzen. Der Eönig, einmal erhoben, hat ein 
Becht darauf, vom Volke Gehorsam zu fordern.^ Dass ihm 
dieses Recht vom Volke selbst eingeräumt wurde, beein- 
trächtigt nicht seine Befugnis, es unter Umständen auch 
gegen das Volk geltend zumachen. Soweit gilt, dass sich 
das Volk seines ursprünglichen Selbstbestimmungsrechtes 
entäussert hat. Aber als ein unveräusserliches Recht hat 
es sicfi die Befugnis gewahrt, die Regierung des Königs 
darauf zu überwachen, ob sie den bei seiner Erbebung 
massgebenden Zwecken entspricht. Thut sie das nicht, so 
hat der König sein Recht verwirkt, die UnterthanenpÜicht 
erlischt.^ So steht Recht gegen Recht: das Recht des 
Königs auf Unterordnung^ des Volkes gegen das Recht des 
Volkes auf eine seinen Intentionen gemässe Regierung. Der 



1. S. 3b5, 14, 23, 32, 45; 302, 1. 

2. S. 365, 15, 31 ; 392, 2. 

8. S. 365, 12 ff., 31 £f.; 39i, 41 ff. 
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Gedanke der Volkssouveränität ist also, so sympathisch er 
dem Verfasser offenbar ist, nicht folgerecht durchgeführt. 
Manegold konnte ihn nicht durchführen, dazu fehlte ihm 
und seiner Zeit die Fähigkeit .staatsrechtlicher Begriffs- 
bild uüg. Man war nicht imstande, das Volk als organisierte 
Einheit zu unterscheiden von der Summe aller einzelnen 
Volksgenosseo. Dasselbe „Volk", das beute dem KOnig 
die Gewalt überträgt, ist ihm morgen untertban. EUarheit 
. bringt hier erst die Erkenntnin von der Versehiedenheit der 
beiden Begriffe, die sich mit dem Worte „Volk'* ausdrücken 
lassen: das Volk als Einheit erteilt djsm König die Herr- 
schaft über alle in ihm befassten Individuen. So kann es 
sonvei^ bleiben, während die indmdaen dem Künig unter- 
than werden. ISine solche LOsung musste einer Zeit, die 
zwischen Gesamtwillen nod der Summe aller Einzelwillen 
noch nicht zu scheiden wusste, natürlich unbekannt bleiben. 
Und so ist auch für Manegold das „Volk" beides zugleich, 
die Gesamtperson, die den König erhebt und ihn sich 
verpflichtet, und die Summe der Unterthanen, die dem 
Kdnig verpflichtet sind. 

Es ist interessant zu beobachten, wie die Unfähigkeit, 
den Gedanken der Volkssouvcränität bis in seine Konse« 
quenzen durchzuführen, jenem Gleichnisse vom Schweine* 
hirten geradezu die Spitze abgebrochen bat. Die unbefangen 
. durchgeführte Vergleichung hätte etwa folgenden Gang nehmen 
müssen: Der Hirt hat kein Recht darauf, das ihm über- 
tragene Amt für alle Zeit zu behalten, der Herr kann ihn 
im Interesse seiner Uerde jederzeit entlassen, und zwar 
bedingungslos; denn niemand zwingt ihn, gerade diesem 
Manne sein Gut für immer anzuvertrauen. Ebensowenig 
hat der König ein Recht darauf, die ihm eingeräumte Staats- 
gewalt für alle Zeit zu behalten: das Volk kann ihn ioi 
Interesse einer bestimmungsgeiiiässea Regierung, natürlich 
auch bedingungslos, jederzeit absetzen. Darin, in dem blossen 
Mandat Verhältnis, liegt offenbar die Analogie beider 
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lose BeAignis des Volkes zur Bntlassang seines Ednigs ein 
nnvoMebbarer Gedanke. So sebiebt er denn, halb in- 
stinktiT, einen Begriff ein, der eine Verpflichtung auch des 
Auftraggebers in sich schliesst, den Lohnvertrag. Zur 
Löhnung ist der Besitzer dem Hirten gegenüber verpflichtet, 
und nur dessen Untreue im Versehen seines Dienstes be- 
rechtigtihn, — nicht jenen au entlassen, sondern „auch" den 
Lohn zurückzuhalten. Man siebt: der ursprüngliche 
Vergleichsgedanke, der in dem Entlassungsrechte des 
Auftraggebers liegt, lässt Manegold die Bedingtheit des Ab- 
setzungsrechtes und das eigene Recht des Königs vermissen: 
so schiebt er dieses Moment mit einem Zwischengedanken 
ein, der in das ursprüngliche Schema der Verglcichung durcii- 
aus nicht passt. Dieses lautete: Wie freie Entlassung des 
Hirten, so freie Entlassung des Königs. Daraus wd 
unter Verschiebung des Vortrleichsgedankens dio sf^hiofe 
Parallelisierung: Wie Lohnentzieliung gegen den untreuen 
Hirten, so Absetzung des untreuen Königs. 

Die Erhebung des Königs begrUndet also ein Verhältnis 
gegenseitiger Rechte und Pflichten, einen gegenseitigen 
Vertrag nach Art des Lohnvertrages. So spricht cap. 30 
von einem „pactum, pro »luo (rex) constitutus est",^ cap. 47 
einem ..pactum, quo eiigitur".- Der Vertrag kommt zustande 
dui cli das von beiden Kontrahenten abgelegte Treu ver- 
sprechen, die „fides",^ welche eine gegenseitige Ver- 
pflichtung erzeugt, „alterutrum altero üdelitate colligavit";* 
hier ist nun auch der reclite Ort für die .,alterutra obligatio*' 
von cap. 48,^ die dort in eine fremde Umgebung verschlagen 
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ist.* Der Inhalt (lioscr Verpflichtung ist Treue, „fidelitasV 
die das Volk durcli Erfüllung seiner Unterthanenpfliclit, vor 
allem durch „sabiectio'' und „roverentia'',^ der K(>oig durch 

bestimmungsgemüssn Handhabung der ihm anvertrauten 
G>ewalt zu bewähren hat. Die Verpflichtung ist eine gegen- 
seitige, d. h. für jeden der beiden Kontralienten bedingt 
durch die Vertragstreue des anderen. Bricht ein Teil sein 
Treiiwort durch Verletzung seiner Verpflichtung, so ist auch 
der andere an das seine nicht mehr gebunden: der Vertrag 
ist aufgelöst. Ini Staatslehen bedeutet dies aber: der Wort- 
bruch, die Untreue des Königs befreit auch das Volk von 
seiner Pflicht, bewirkt das Ende des Herrschafts- und 
Unterwerfungsvertrages. So folgert cap. ;W: nonne ( larura 
est, merito iilum a concessa dignitate cadere, populum ab 
eius dominio et subiectione liberum existere, cum paftuiii. 
pro quo constitutus est. constet iilum prius inupisse? 
Ebenso cap. 47: At vero si quaiido pactum, quo eligitur, 
infringit, . . . iuste rationis consideratione populum subiectionis 
debito absolvit, quippe cum fidem prior ipse deseruerit, 
quae altcrutruni altcro fidelitate colligavii. Und cap. 48: 
. . . libcrumque est populo iilum deponcre, ulterum clevarc, 
quem constat alterutrc obligationis rationem prius deseruisse. 

Die Uebertragung der köiiigh'chen Gewalt durch das 
Volk vollzieht sieh also geniitss der dritten unter den oben 
konstruierten MoglichkeiLcn: sie bedeutet eine bedingte Ent- 
äusserung des ursprünglichen freien Selbstbcstimuiungs- 
rechtes. 

Von einer ,.rebert,ragung der Staatsgewalt'" bei . der 
Erhebung eines Königs kann korrekter Weise nur dann ge- 
redet werden, wenn ein Staat und eine Staatsgewalt schon 
vor dieser Handlung bestanden. Dies ist auch die Auf- 

1. Vergl. obdD S. 4t f. 

2. a 802, 3. 

U. 8. 865, 15, BS; 302, 2, 
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fassung der späterco staatsrechUichen Syatcmef wenn sie im 
allgemoinen dem HerrschaftsTertrage, sei es zeitlich oder 
nur logisch, den eigentlich staatsbegrQndenden OeseUschafts- 
vertrag vorausgehen lassen. Der GeseUschaftsvertrag schafft 
erst mit dem Staate die Staatsgewalt, die dann von der 
Gesamtheit auf einen einzelnen übertragen wird. Wie steht 
nun Manegold zu dieser später gelänflgen Theorie? Kennt 
auch er eine Staatsgewalt^ die schon vor seinem Herrscbafts- 
und Unterwerfungsvertrage bestand und im Vollie, der 
organisierten Gesellschaft, ruhte? Die Frage ist nicht 
mttssig; denn an sich ist wohl denkbar, dass nicht ein Yor- 
heriger GeseUschaftsvertrag, sondern der Herrschaftsvertrag 
erst don Anfanj^ des Staates bedeutet. Dann kann nicht 
die Rede sein von einer „Uebertragung'* der Staatsgewalt 
vom Volke auf den König; denn der Vertrag zwischen 
Volk und König schafft erst eine Staatsgewalt. Verlier 
gab es nur ein Neljeneinander souveräner Individuen, durch 
den Herrhchaftsvertrag, den jedes einzelne dieser Individuen 
mit dem König eingeht, wird die Gewalt über alle in eine 
Hand gelegt, eine einbeitliche Gewalt, die Staatsgewalt, ge- 
schaffen; mit Her Vernichtung des Vertrages, genauer: dei 
Verträge, verschwindet diese einheitliche Gewalt, das Volk 
löst sich wieder in üclnc Atome, in Individuen auf. Bei 
einer solchen Betrachtung fällt also Herrpchatt und Staat. 
Herrschaftsvertrag und Staats\ f rirag zusammen, während 
nach der späteren, an antike Vorbilder anknüpfenden 
Theorie nur der GeseUschaftsvertrag notwendig ist zur 
Staatsgründung. Nach der Von uns zunächst nur kon- 
struiertcn Auffassung ,ist das mit dem König paktierende 
„Volk^* eine Summe von Individuen, nach der antiken und 
spät-mittelalterlichen Lehre die bereits als Einheit 
organisierte Gesellschaft. 

Die Entscheidung darQber, ob Manegold eine, zeitlich 
oder nur logisch, yor dem Herrschaftsvertrage existierende 
Staatsgewalt kennt, hängt demnach aufs engste zusammen 
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mit der Frage nach seinem Volksbegriff. Ist ihm das 
„Volk" ein einheitliches Ganzes und Träger eines einheit- 
lichen Willens, oder ist es die Gesamtheit aller Einzelnen, 
die fflch als solche dem König unterwerfen und erst dadurch 
auch «lanander in Beziehung treten? Nur im ersten Falle 
lässt sich Ton einer eigentlichen „Volkssouveränität*^ reden, 
im zweiten steht nicht die Souveränität einer Volkseinheit, 
sondern die des Individuums der königlichen Gewalt gegen- 
über. Unsere Frage wird für die Beurteilung der Staats- 
lehre Manegolds auf ihren Ursprung von Bedeutung sein. 
— Zum Teil haben wir sie bereits beantwortet, als wir die 
Unfähigkeit Manegolds, den Gedanken der Volksherrschaft 
bi«; zu seinen letzten Konsequenzen durcliziidenken, auf sein 
UnveriTiögen zu einer klar^'n T'nterscheidung der Volkseinheit 
von der Volksvielheit zurückführten. Die Verträgst Ii eorie 
ist niclit an und für sich bedingt durch einen atomisti sehen 
Volksbegriff, aber für Manegold ist sie durcli ihn gefordert. 
Dass er hi>r vorliegt, geht nicht nur aus einer einzelnen 
Wendung wie der gelegentlichen Vertauschung des Singulars 
„populus" mit dem Plural .,illi"' deutlich hervor, sondern 
vor allem aus der ganzen Behandlung der Eidfrage, bei 
der es sich durchweg um die Schuld oder Unschuld von 
Individuen handelt: der Vertrag zwischen ..^'olk" und König 
wird ja hier eben zu dem Zwecke eingeführt, um das Ver- 
halten der Tielen Einzelnen zu rechtfertigen, die vom König 
abgefallen sind. 

Um so mehr musa auffallen, dass die Ausdrucksweise 
Manegolds fast durchweg auf einen einheitlichen Volksbegriff 
hinweist So schon der wie eine technische Bezeichnung 
immer wiederkehrende Ausdroek „populus" und seine bis 
auf jene eine Ausnahme streng gewahrte singularische Be- 
deutung. Besonders zeigt sich diese in den Sätzen Uber 
den Herrschaftevertrag. Wohl ist ihre Tendenz zuletzt die 

1. 8. 866, 16, 16, 
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Bcclitfertigung von Individuen, in ihrer Form aber deuten 
sie nicht auf eine Vielheit von Kontrabenten, die alle den 
gleichen Vertrag mit dem Könige schlössen, sondern auf 
zwei sich gogeDlIborstchende einheitliche Rechts^;ubjekte, 
das „Volk"' und den König. Wie der König dem Volke, 
so gicbt das Volk dem König das Treu versprechen, die 
„fides, quae alterulrum altcro tidelitate colligavit".^ Von 
dem wortbriichiL''en Könige gilt: ..Älterutre obli^^ationis 
rationeni prius deseruit".- Also zwei einzelne Kontrahenten, 
eine fides", eine ..obligatio" auch des „Volkes"! — Am 
klarsten aber ist verhältnismässig das Volk als Einheit ge- 
fasst in dem bekannten Bilde vom Herdenbesitzer. Ja, hier 
scheinen sich fast jene beiden Begriffe von „Volk" gegen- 
überzustehen, über deren Verschiedenheit sich Manegold im 
allgemeinen durchaus nicht klar ist. Das Volk wird als 
vSubjekt der Staatsgewalt dem llerdenbesitzcr, als regiertes 
Objekt der Herde verglichen. Wenn es heisst: „si quis 
alicui porcos suos pascendos committeret*', so ist bei der 
Vergleichung für „quis" wie lür „porcos** das „Volk" eio- 
zusetzen, doch erst als Einheit, dann als Vielheit. Es ist 
eine Begriffsscheidung zwischen dem souver&nen Vollme und 
den regierten Volksgenossen, die wohl durch das angewandte 
Bild mit veranlasst sein kann, andererReit-s aber auch dessen 
Anwendung erst ermöglicht 

Die oben aufgeworfene Frage, wie Manegold sieh die 
Uebertragung der Herrscbergewalt auf den König denke, 
ob als einheitlichen Akt eines souveränen Volkes, des seit- 
herigen Trägers dieser Gewalt, oder als Gesamtakt vieler 
souveräner Individuen, der eine Staatsgewalt erst erzeugt, 
lässt sieh sonach nicht unzweideutig beantworten. ^ Beide 
Vorstellungsarten sind vertreten; erstere beherrscht vor- 
wiegend di^ Formulierung, letztere mehr Tendenz und Inhalt 

1. S. 392, 3. 
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des Gedankens. Sicher Ist, dass der Verfasser ihre Ver^ 
schiedenheit selbst nicht klar empfunden hat Er kOmmert 

sich eben um politische Theorieen nor so weit» als de seinem 
prakiidchcn Zwecke, der Agitation, dienen kOnnen; rein 
lehrhafte Definitionen liegen seinen Interessen fern. Aber 

thatsächlich. wenn auch ihm selbst nnbewusst, liegen aus- 
einaDdergeheodo Begriffsreiiien vor, die wir nicht in ein 
Systc.n bringen können, ohne den Worten Gewalt anzuthun. 
Wir haben die vorhandene Unklarheit vorläufig nur festzu- 
stellen und das Weitere der quclieukrltischen Untersuchung 
anbeimzustellen. 

Darin stimmen jedenfalls alle Angaben der verwandten 
Pap. .'{0 und 47 fhi«; S. 392.3i Uberein, dass das, wie auch 
iTiiiner gofasste, Volk den König abzusetzen hat. im Wider- 
spruche mit den übrigen Ausführungen des Buches, die 
diese Befugnis ausdrücklich oder stillschweigend dem 
Papste verleihen. Es ist nicht überflüssig, diesen Unter- 
schied fxm Schlosse noch einmal herTorzuheben. Er ist 
teilweise übersehen worden. Die Selbständigkeit der Haupt- 
masse von cap. 30 gegenüber dem Argumente Ton cap. 29 
wurde bereits gegen Missverständnisse klar gestellt^ Aber 
auch in dem Zusammenbange, der die Eidfrage behandelt^ 
hat man sich den grundlegenden Unterschied in der Beweis- 
führung der beiden Unterteile (cap. 47 und cap. 48—49) 
durch das ihnen gemeinsame Ziel verdecken lassen. So 
hebt Mirbt' wobl den Widerspruch hervor, mit dem die 
Absetzung des Königs einmal dem Volke, das andere Mal 
dem Papste zugesprochen wird. Aber er führt die Scheidung 
der beiden Denkweisen nicht völlig durch, wenn er in der 
cap. 48 vertretenen Auffassung von der Verbindlichkeit des 
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Untertbaneneides die Konsequenz der Manegoldschca 
Staatstbeorie sieht. 

Demgegenüber scheint uns schon äuaSerlich aas der 
Ueberieitang „hac accedif' vom ersten aaf den zweiten 
Unterteil hervorzugehen, dasg es sich um zwei vrcrschiedene 
Beweise fQr die Lösbarkeit der Eide handelt, deren erster 
auf jener demokratischen Staatstheorie, deren zweiter aliein 
auf einer Analyse des Untertbaneneides ruht' Gemeinsam 
ist beiden Teilen nur die Polemik gegen die absolute 
Geltung des Treueides. Aber die Ausgangspunkte dabei 
sind grundverschieden: 

1. Nach cap. 47 beruht die relative Geltung des Eides 
in seiner Bedingtheit. Dem Gelöbnisse des Volkes steht 
ein Gelöbnis des KOnigs gegenüber, dessen Brfüllung als 
Bedingung gilt für die Verpflichtung der Unterthanen. Das 
ist die Bedeutung des „pactum*'. — Nach cap. 48 dagegen 
beruht die relative Geltung des Eides in seiner Begrenzt- 
heit. Er bezieht sieb nur auf die bestimmungsgemässe 
Regierung des Ednigs, nicht auf dessen Person. Ein ent- 
gegenstehendes Gelöbnis des Königs kommt hier nicht in 
Betracht, also auch kein „pactum''. Nicht von aussen, 
durch einen gewaltsamen Vertragsbruch, >;vurdeD die Eide 
cQim, sondern „von innen", kraft der ihnen innewohnenden 
bescbränkten Geltung. 

2. Nach cap. 47 liegt also der springende Punkt des 
Beweises in dem Vorhandensein zweier Gelöbnisse, des 
Volkes und des Königs. — In cap. 48 handelt es sich nur 
um ein Gelöbnis, das der Unterthanen, aber um ein 
begrenztes. 

8. Nach cap. 47 erfolgt durch die Untreue des Königs 
ein Bruch, d. b eine reale Lösung der Eide. — Cap. 48 
will gerade nachweisen, dass eine Lösung von Eiden 
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unnötig ist, „quae . . . certum et maoifeetum est nuUa 
existere." 

4. Nach cap. 47 ist der Unterthaneneid von konsti- 
tutiver Bedeutung für die Erhebung des Königs, dem 
damit das Volk seine Gewalt einräumt. — Nach cap. 48^ 
wird er „regibus et principibus", also bereits fertigen 
Fürsten, geschworen. Woher diese ihre Gewalt haben, 
ob von Gott oder von Menschen, ob durch fijrbfolge oder 
Volkswabl, kommt hierbei nicht in Betracht. 

5. Daher bedeutet nach cap. 47 die Losung der Eide 
durch den Treubruch des Königs das Erlöschen der Grund- 
lagen seiner königlichen Stellung, d. h. sie kommt der Ab- 
setzung gleich. — Cap. 48 verlangt neben der „inneren 
Auflösung" der Eide noch den Absetzungsspruch einer 
schlechtbin übergeordneten Instanz, dos Papstes. Die 
„innere Auflösung" der Eide ist nicht bewirkende Ursache, 
sondern Begleiterscheinung der Absetzung. 

Wohin wir sehen, die Eidfrage wird in den beiden Ab- 
schnitten unter durchaus verschiedenen (Jesichtspunkten 
betrachtet, gleich ist beiden nur das ßeweisziel. 

Wir haben also in den Ausführungen, die sich mit dem 
Urteil der römischen Fastensynode beschäftigen, zwei im 
wesentlichen von einander unabhängige, in ihren Grundlagen 
sich direkt widersprechende Gedankenkreise vor uns, welche 
beide, aber jeder in seiner Art, dasselbe Ziel verfolgen. 
Die Absetzung Heinrichs wird zwei Mal gerechtfertigt, als 
Akt einmal des Papstes, dann des Volkes. Die Lösung der 
Unterthaneneidc wird auf zweierlei Weise verteidigt, zuerst 
mit Zuhilfenahme jener demokratischen Staatslehre, daau 
mit einer Erörterung, deren Voraussetzung das Absetzungs- 
recht des Papstes bildet. Man könnte wohl die eine der 
beiden Gedankengruppen, enthalten in dem Hauptbestand« 

1. Zu cap. 48 rechnen wir hier auch deD mit „hue accedit** 
beginnenden Schlaos von cap. 47. 
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teile der cap. 30 und 47, leicht ohne ernpöndliclie Lücke aus 
dem Zusamaienhange herauslösen. Die Stelle des zu voll- 
ziehenden Schnittes ist vom Verfasser selbst angedeutet und 
liegt in cap. 47 vor „huc accedit", in cap. 30 unmittelbar 
oder einen bis zwei Sätze vor „neque enim populus" . . . 
Die beiden au&eiiiai'Mler^':enünmienen Stücke würden sich 
trotz gewisser IJebergäiigc und Uerührungcn deutlich unter- 
scheiden durch einen diametral entgegengt'setzten Standort 
der Betrachtung, um nicht zu sagen: darch ein entgegen- 
gesetet geschautes Weltbild. Hier die theokratische Kon- 
struktioii von oben nach uDteB, toh der Binheit zur Viettieit, 
vom StellTertreter Qottes im Papste zu den Königen und 
VOUcem; dort der ungekehrte Bau von unten nach oben, 
Yon der Vielheit zur Einheit, vom Volke zum Königsthron. 
Hier ein fester Funkt über der Erde, von dem aus Bedit 
und Qewalt wie Strahlen sich ausbreiten nach unten; dort 
eine breite Basis auf der Erde, Aber der da* Oesellscbafte* 
Organismus sich in die HObe baut bis zur Spitze der 
Pyramide, dem Königtum. 

Die Erkl&rupg dieses grossen Widerspruches, dem 
untergeordnete Qnklarheiten zur Seite gehen, bildet das 
oberste Problem unserer folgenden, zunächst qoellenkritischen 
Untersuchung. 
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